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Vorprüfung 
der Umweltverträglichkeit 

 
 
Bei folgendem Bauvorhaben wurde die Notwendigkeit einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) gem. § 9 Abs. 4 i.V.m. § 
7 Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG) in der Neufassung vom 24.02.2010 (BGBl. I S. 
94) zuletzt geändert durch Art. 117 V vom 19.06.2020 (BGBl. 
I S. 1328) geprüft. 
 
Aktenzeichen:           11-mer-01705-17 
Antragsteller:             Hermann Fibbe 
Baugrundstück:        Merzen, Westerodener Str. 21 
Gemarkung:              Ost- und Westeroden 
Flur:                          2                                                                
Flurstück(e):              29/10                                                         
 
Anlage nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG); 
Anzeige nach § 15 BImSchG über eine unwesentliche Ände-
rung der Filteranlage; Hauptaktenzeichen: 3304-16 
 
Geplant ist die Änderung der Abluftreinigungsanlage für die 
Betriebseinheiten BE 4.4, 4.5, 4.6, 4.7 und 4.8. Das Vorhaben 
liegt in der Gemeinde Merzen, Gemarkung Ost- und Westero-
den, Flur 2, Flurstück 29/10. Bei dem Standort des Vorhabens 
handelt es sich planungsrechtlich um den Außenbereich. 
 
Es war die Durchführung einer allgemeinen Vorprüfung gem. 
§ 9 Abs. 4 i.V.m. § 7 Abs. 1 i.V.m. Nr. 7.11.1 der Anlage 1 des 
UVPG erforderlich. Die Prüfung hat ergeben, dass aus den 

nachfolgend aufgeführten Gründen die Durchführung einer 
UVP für das Vorhaben nicht erforderlich ist: 
 
Gemäß Nr. 3 der Anlage 3 des UVPG sind die möglichen Aus-
wirkungen eines Vorhabens auf die Schutzgüter zu beurteilen. 
Für die Schutzgüter Mensch, insbesondere die menschliche 
Gesundheit, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt, Fläche, 
Boden, Wasser, Klima und Luft, Landschaft sowie kulturelles 
Erbe und sonstige Sachgüter können erhebliche Umweltaus-
wirkungen durch das geplante Vorhaben ausgeschlossen 
werden.  
 
Durch die Änderung der Abluftreinigungsanlage entstehen 
keine nachteiligen Auswirkungen auf die Immissionssituation. 
Das Vorhaben befindet sich innerhalb des Landschaftsschutz-
gebietes LSG OS 01 „Nördlicher Teutoburger Wald – Wiehen-
gebirge“. Da die Änderung an vorhandenen Gebäuden durch-
geführt wird, entstehen keine negativen Umweltauswirkungen 
auf das Gebiet. Eine neue Flächenversiegelung erfolgt nicht.  
 
Es liegen daher insgesamt keine erheblichen Umweltauswir-
kungen vor. 
 
Diese Bekanntgabe ist gem. § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar. 
 
Osnabrück, den 26.03.2021 
 

Landkreis Osnabrück 
Die Landrätin 

Fachdienst Planen und Bauen 
i. A. Röwekamp 
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Bekanntmachung  
Wahl zum 20. Deutschen Bundestag  

am 26. September 2021  
im Wahlkreis 38 Osnabrück-Land 

 
 
 

I. Abgrenzung des Wahlkreises  
 
Zum Wahlkreis 38 Osnabrück-Land gehören alle Städte, 
Samtgemeinden und Gemeinden des Landkreises Osnabrück 
mit Ausnahme der Stadt Georgsmarienhütte und der Gemein-
den Belm, Hagen a.T.W., Hasbergen und Wallenhorst. 
 
 
II. Wahlrechtliche Bestimmungen  
 
Für die Bundestagswahl sind folgende Bestimmungen maß-
gebend:  
 
•     Bundeswahlgesetz (BWG) in der jeweils geltenden  
     Fassung  
•     Bundeswahlordnung (BWO) in der jeweils geltenden  
     Fassung  
 
 
III. Kreiswahlleiterin  
 
Als Kreiswahlleiterin wurde berufen:  
Erste Kreisrätin Bärbel Rosensträter 
Landkreis Osnabrück  
Am Schölerberg 1  
49082 Osnabrück  
 
Als Stellvertreter der Kreiswahlleiterin:  
Kreisverwaltungsdirektor Johannes Gärke 
Anschrift wie vor.  
 
Das Wahlbüro befindet sich beim Landkreis Osnabrück, Am 
Schölerberg 1, 49082 Osnabrück, Zimmer 2076, Telefon 
0541/501-2076, -2276 o. -2075, E-Mail: wahlen@lkos.de. 
 
 
 
IV. Einreichung von Wahlvorschlägen 
  
1.  Gemäß § 32 Abs. 1 BWO fordere ich dazu auf, für die Bun- 

destagswahl am 26. September 2021 Kreiswahlvorschlä-
ge für den Wahlkreis 38 frühzeitig bei mir einzureichen. 
Die Einreichungsfrist endet am  

 
Montag, dem 19. Juli 2021, um 18:00 Uhr. 

 
Kreiswahlvorschläge können von Parteien und nach Maß-
gabe des § 20 BWG von Wahlberechtigten eingereicht 
werden. 

  
2.  Kreiswahlvorschläge von Parteien müssen von mindes- 

tens drei Mitgliedern des Vorstandes des Landesverban-
des, darunter die oder der Vorsitzende oder die oder der 
stellvertretende Vorsitzende, persönlich und handschrift-
lich unterzeichnet sein. Hat eine Partei im Land keinen 
Landesverband oder keine einheitliche Landesorganisati-
on, so müssen die Kreiswahlvorschläge von den Vorstän-
den der nächstniedrigen Gebietsverbände, in deren Be-
reich der Wahlkreis liegt, persönlich und handschriftlich 
unterzeichnet sein.  

 3. Parteien, die im Deutschen Bundestag oder einem Land- 
tag seit deren letzter Wahl nicht auf Grund eigener Wahl-
vorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeord-
neten vertreten waren, können als solche einen Wahlvor-
schlag nur einreichen, wenn sie spätestens am  

 
Montag, dem 21. Juni 2021, bis 18:00 Uhr 

 
dem Bundeswahlleiter (Statistisches Bundesamt, 65180 
Wiesbaden) ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich ange-
zeigt haben und der Bundeswahlausschuss ihre Parteiei-
genschaft festgestellt hat. In der Anzeige ist anzugeben, 
unter welchem Namen sich die Partei an der Wahl beteili-
gen will. Die Anzeige muss von mindestens drei Mitglie-
dern des Bundesvorstandes, darunter die oder der Vorsit-
zende oder die oder der stellvertretende Vorsitzende, per-
sönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Hat eine 
Partei keinen Bundesvorstand, so tritt der Vorstand der je-
weils obersten Parteiorganisation an die Stelle des Bun-
desvorstandes. Die schriftliche Satzung und das schriftli-
che Programm der Partei sowie ein Nachweis über die 
satzungsgemäße Bestellung des Vorstandes sind der An-
zeige beizufügen. Der Anzeige sollen Nachweise über die 
Parteieigenschaft nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des Parteienge-
setzes beigefügt werden. 

  
4.  Die Kreiswahlvorschläge der in § 18 Abs. 2 BWG genann- 

ten Parteien und die Kreiswahlvorschläge von Einzelbe-
werberinnen und Einzelbewerbern müssen von mindes-
tens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises persönlich 
und handschriftlich unterzeichnet sein. Die Wahlberechti-
gung muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein 
und ist bei Einreichung des Kreiswahlvorschlages nachzu-
weisen. Die Unterschriften sind auf amtlichen Formblät-
tern zu erbringen. Die Formblätter können beim Wahlbüro 
der Kreiswahlleitung angefordert werden. Bei der Anforde-
rung sind Familienname, Vornamen und Anschrift (Haupt-
wohnung) der vorzuschlagenden Bewerberin bzw. des 
vorzuschlagenden Bewerbers anzugeben. Als Bezeich-
nung des Trägers des Wahlvorschlages, der den Kreis-
wahlvorschlag einreichen will, sind außerdem bei Parteien 
deren Namen und, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wenden, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen 
deren Kennwort anzugeben. Parteien haben ferner die 
Aufstellung der Bewerberin bzw. des Bewerbers in einer 
Mitglieder- oder einer besonderen oder allgemeinen Ver-
treterversammlung nach § 21 BWG zu bestätigen. Das Er-
fordernis von 200 Unterschriften gilt nicht für Kreiswahlvor-
schläge von Parteien nationaler Minderheiten. 

  
5.  Jeder Kreiswahlvorschlag darf nur den Namen einer Be- 

werberin bzw. eines Bewerbers enthalten. Jede Person 
kann nur in einem Wahlkreis und hier nur in einem Kreis-
wahlvorschlag benannt werden. Als Bewerberin bzw. Be-
werber kann nur vorgeschlagen werden, wer seine Zu-
stimmung dazu schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist 
unwiderruflich (§ 20 Abs. 1 BWG). 

 
6.  Gem. § 34 Abs. 5 BWO sind den Kreiswahlvorschlägen  

folgende Unterlagen beizufügen:  
 
     •     Erklärung der vorgeschlagenen Bewerberin bzw. des  

vorgeschlagenen Bewerbers, dass sie bzw. er ihrer 
bzw. seiner Aufstellung zustimmt und für keinen ande-
ren Wahlkreis ihre bzw. seine Zustimmung zur Benen-
nung als Bewerberin bzw. Bewerber gegeben hat (An-
lage 15 BWO), 

 
     •     Bescheinigung der zuständigen Gemeindebehörde,  
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dass die vorgeschlagene Bewerberin bzw. der vorge-
schlagene Bewerber wählbar ist (Anlage 16 BWO),  

 
     •     bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien  
 
           a)   eine Ausfertigung der Niederschrift über die Be- 

schlussfassung der Mitglieder- oder    Vertreterver-
sammlung, in der die Bewerberin bzw. der Bewer-
ber aufgestellt worden ist, im Falle eines Ein-
spruchs nach § 21 Abs. 4 BWG auch eine Ausferti-
gung der Niederschrift über die wiederholte Abstim-
mung, mit der nach § 21 Abs. 6 BWG vorgeschrie-
benen Versicherung an Eides statt (Anlagen 17 
und 18 BWO);  

 
          b)   eine Versicherung an Eides statt der vorgeschlage- 

nen Bewerberin bzw. des vorgeschlagenen Bewer-
bers gegenüber der Kreiswahlleiterin, dass sie 
bzw. er nicht Mitglied einer anderen als der den 
Wahlvorschlag einreichenden Partei ist; für die Ab-
nahme der Versicherung an Eides statt gilt § 21 
Abs. 6 Satz 3 BWG entsprechend (Anlage 15 
BWO),  

 
           •     die erforderliche Zahl von Unterstützungsunter- 

schriften nebst Bescheinigungen des Wahlrechts 
der Unterzeichnenden, sofern der Kreiswahlvor-
schlag von mindestens 200 Wahlberechtigten des 
Wahlkreises unterzeichnet sein muss.  

 
7.   Wegen des weiteren Inhalts und der Form der Kreiswahl 

vorschläge wird auf die §§ 20 ff. BWG und § 34 BWO hin-
gewiesen. Die für die Einreichung der Kreiswahlvorschlä-
ge erforderlichen Vordrucke sind im Wahlbüro der Kreis-
wahlleitung erhältlich.  

 
Vorsorglich weise ich darauf hin, dass die im Wahlverfahren 
vorgegebenen Fristen nur gewahrt sind, wenn die einzurei-
chenden Unterlagen in Schriftform rechtzeitig vorgelegt wer-
den. Die Schriftform ist nur gewahrt, wenn die einzureichen-
den Unterlagen persönlich und handschriftlich unterzeichnet 
sind und beim zuständigen Wahlorgan im Original vorliegen. 
Eine Möglichkeit, Kopien, Faxe oder sonst elektronisch über-
mittelte Anlagen und Unterschriften zu akzeptieren, besteht 
nicht.  
 
 
Osnabrück, 25. März 2021 
 

Kreiswahlleiterin 
des Wahlkreises 38  
Bärbel Rosensträter 
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Haushaltssatzung  
der Gemeinde Bad Laer  

für das Haushaltsjahr 2021 
 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes vom 17.12.2010, zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 15.07.2020 (Nds. GVBl. S. 244), hat der Rat der Ge-
meinde Bad Laer in der Sitzung am 25.02.2021 folgende 
Haushaltssatzung beschlossen: 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird 
 
1.   im Ergebnishaushalt 
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag                                             
            
1.1 der ordentlichen Erträge auf                 15.793.500,-- Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf     16.005.500,-- Euro 
            
1.3 der außerordentlichen Erträge auf             475.500,-- Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf            0,-- Euro 
 
 
2.   im Finanzhaushalt 
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag                                             
            
2.1 der Einzahlungen aus laufender  
     Verwaltungstätigkeit auf                        14.973.400,-- Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender  
     Verwaltungstätigkeit auf                        14.266.500,-- Euro 
            
2.3 der Einzahlungen für  
     Investitionstätigkeit auf                            1.920.300,-- Euro 
2.4 der Auszahlungen für  
     Investitionstätigkeit auf                            3.676.500,-- Euro 
            
2.5 der Einzahlungen für  
     Finanzierungstätigkeit auf                       1.643.000,-- Euro 
2.6 der Auszahlungen für  
     Finanzierungstätigkeit auf                          593.700,-- Euro 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 18.536.700,-- Euro 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 18.536.700,-- Euro 
 
 

§ 2 
 
(1) Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen  

für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
(Kreditermächtigung) wird auf 1.643.000,-- Euro festge-
setzt. 

 
(2) Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen  

für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
(Kreditermächtigung) beim Eigenbetrieb Wasserwirtschaft 
Bad Laer wird auf 671.200,-- Euro festgesetzt. 

 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 
   

§ 4 
 
(1) Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2021 Li- 

quiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlun-
gen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
4.000.000,-- Euro festgesetzt. 

 
(2) Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2021 Li- 

quiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlun-
gen durch die Sonderkasse des Eigenbetriebs Wasser-
wirtschaft Bad Laer in Anspruch genommen werden dür-
fen, wird auf 400.000,-- Euro festgesetzt. 
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§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für 
das Haushaltsjahr 2021 wie folgt festgesetzt: 
 
1.   Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe  
     (Grundsteuer A)                                                    360 v. H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B)                    360 v. H. 
 
2.   Gewerbesteuer                                                      390 v. H. 
 
 
Bad Laer, 25.02.2021 
 

 
Gemeinde Bad Laer 

Der Bürgermeister 
Tobias Avermann 

(Siegel) 
 
 
 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2021 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Die nach den 
§§ 120 Abs. 2 und 122 Abs. 2 sowie § 130 NKomVG erforder-
liche Genehmigung ist durch den Landkreis Osnabrück am 
22.03.2021 unter dem Aktenzeichen "FD11.3-2021/000916" 
erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan und der Beteiligungsbericht liegen nach § 
114 Abs. 2 Satz 3 in Verbindung mit § 151 NKomVG vom 
16.04.2021 bis zum 26.04.2021 im Rathaus, Glandorfer Str. 5, 
Zimmer-Nr. 24, während der Dienststunden, nach vorheriger 
Terminabsprache, zur Einsichtnahme öffentlich aus. 
 
Bad Laer, 23.03.2021 
 
 

Gemeinde Bad Laer 
Der Bürgermeister 
Tobias Avermann 
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Bekanntmachung 
des Beschlusses des Rates der Gemeinde Menslage 
über den Jahresabschluss und die Entlastung des 

Bürgermeisters für das Haushaltsjahr 2018 
 
 
Der Rat der Gemeinde Menslage hat in seiner Sitzung am 08. 
März 2021 den vom Rechnungsprüfungsamt des Landkreises 
Osnabrück geprüften Jahresabschluss für das Jahr 2018 
gem. § 129 Abs. 1 Niedersächsisches Kommunalverfas-
sungsgesetz (NKomVG)  i.V.m. § 7I II NKomVG beschlossen 
und dem Bürgermeister Entlastung erteilt. 
 
Der Rat der Gemeinde Menslage hat nach § 58 I Nr. 10 i.V.m. 
§ 110 VI Satz 2 NKomVG beschlossen, den Überschuss des 
ordentlichen Ergebnisses 2018 i.H.v. 119.267,26 € der ordent-
lichen Überschussrücklage zuzuführen. Ebenfalls wird der 
Überschuss des außerordentlichen Ergebnisses 2018 i.H.v. 
739.064,73 € der außerordentlichen Überschussrücklage zu-
geführt. 

Die Überschussrücklagen sollen zum Haushaltsausgleich 
künftiger Jahre verwendet werden.  
 
Der Jahresabschluss mit den Rechenschaftsberichten sowie 
der Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes liegen in 
der Zeit vom 19. April 2021 bis 30. April 2021 während der 
Dienststunden zur Einsichtnahme im Dienstgebäude, 
Hauptstr. 14, 49637 Menslage, öffentlich aus. 
 
Menslage, den 25.03.2021 
 
 

Gemeinde Menslage 
Die Bürgermeisterin 

Doris Schmidt 
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Bekanntmachung 
des Beschlusses des Rates der Gemeinde Bad Essen 

 über die Jahresrechnung und die Entlastung  
für das Haushaltsjahr 2019  

 
 
Der Rat der Gemeinde Bad Essen hat in seiner Sitzung am 
25.03.2021 die vom Rechnungsprüfungsamt des Landkreises 
Osnabrück geprüfte Jahresrechnung für das Jahr 2019 ge-
mäß § 58 Absatz 1 Nr. 10 i.V.m. § 129 Abs. 1 Niedersächsi-
sches Kommunalverfassungsgesetz beschlossen und dem 
Bürgermeister Entlastung erteilt. 
 
Die Jahresrechnung mit dem Rechenschaftsbericht sowie der 
um die Stellungnahme des Bürgermeisters ergänzte Schluss-
bericht des Rechnungsprüfungsamtes liegen in der Zeit vom 
16.04. bis 26.04.2021 während der Dienststunden zur Ein-
sichtnahme im Rathaus der Gemeinde Bad Essen, Zimmer 
2.06, öffentlich aus. 
 
Bad Essen, 26.03.2021 
 
 

Gemeinde Bad Essen 
Der Bürgermeister 
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 1. Haushaltssatzung  
der Stadt Bad Iburg  

für das Haushaltsjahr 2021 
            
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetz (NKomVG) hat der Rat der Stadt Bad Iburg in 
der Sitzung vom 09.02.2021 folgende Haushaltssatzung be-
schlossen: 
            

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird  
            
1.  im Ergebnishaushalt         
     mit dem jeweiligen Gesamtbetrag                                       
            
1.1      der ordentlichen Erträge auf                    19.231.700 € 
1.2      der ordentlichen Aufwendungen auf        20.324.200 € 

162



1.3      der außerordentlichen Erträge auf                           0 € 
1.4      der außerordentlichen Aufwendungen auf    150.000 € 
            
     Gesamtergebnis                                           -1.242.500 € 
            
2.   im Finanzhaushalt             
     mit dem jeweiligen Gesamtbetrag                                       
            
2.1      der Einzahlungen aus laufender  
           Verwaltungstätigkeit                                 18.266.100 € 
2.2      der Auszahlungen aus laufender  
           Verwaltungstätigkeit                                 18.381.000 € 
            
2.3      der Einzahlungen für Investitionstätigkeit     771.600 € 
2.4      der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 3.852.400 € 
            
2.5      der Einzahlungen für  
           Finanzierungstätigkeit                                 3.392.100 € 
2.6      der Auszahlungen für  
           Finanzierungstätigkeit                                1.290.100 € 
            
festgesetzt.     
Nachrichtlich: Gesamtbetrag    
-     der Einzahlungen des Finanzhaushaltes      22.429.800 € 
-     der Auszahlungen des Finanzhaushaltes      23.523.500 € 
      
      
Der Wirtschaftsplan des Wasserwerkes für das Haushalts-
jahr 2021 wird  
 
im Erfolgsplan  
mit Erträgen in Höhe von                                      1.501.900 € 
mit Aufwendungen in Höhe von                            1.501.900 € 
      
im Finanzplan  
mit Einnahmen in Höhe von                                     650.600 € 
mit Auszahlungen in Höhe von                                650.600 € 
            
Der Wirtschaftsplan des Abwasserwerkes für das Haus-
haltsjahr 2021 wird  
 
im Erfolgsplan  
mit Erträgen in Höhe von                                      2.308.200 € 
mit Aufwendungen in Höhe von                            2.308.200 € 
      
im Finanzplan  
mit Einnahmen in Höhe von                                     967.000 € 
mit Auszahlungen in Höhe von                                967.000 € 
            
 

§ 2 
Kreditermächtigung  

 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für In-
vestitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Krediter-
mächtigungen) auf 3.080.800 € festgesetzt. 
            
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für In-
vestitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Krediter-
mächtigung) für das Wasserwerk der Stadt Bad Iburg wird auf 
409.600 € festgesetzt.              
            
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für In-
vestitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Krediter-
mächtigung) für das Abwasserwerk der Stadt Bad Iburg  wird 
auf 0 € festgesetzt.                   
            

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen  

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird 
auf 380.000 € festgesetzt.  
 
      

§ 4 
Liquiditätskredit  

      
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2021 Liquidi-
tätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 6.000.000 €  
festgesetzt.     
            
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2021 Liquidi-
tätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen an 
die Baumwipfelpfad UG (haftungsbeschränkt) weitergeleitet 
werden dürfen, wird auf 300.000 € festgesetzt.                        
            
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2021 Liquidi-
tätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen 
durch die Sonderkasse des Eigenbetriebes Abwasserwerkes 
in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 500.000 € 
festgesetzt.     
            
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2021 Liquidi-
tätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen 
durch die Sonderkasse des Eigenbetriebes Wasserwerk in  
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 500.000 € fest-
gesetzt.     
            
 

§ 5 
Steuerhebesätze  

      
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern sind durch 
eine besondere Hebesatzsatzung wie folgt festgesetzt: 
            
1.        Grundsteuer                  
1.1      für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe  
           (Grundsteuer A)                                               360 v.H.  
1.2      für die Grundstücke (Grundsteuer B)              360 v.H. 
            
2.        Gewerbesteuer                                                380 v.H.  
            
 

§ 6 
Wertgrenzen 

 
Die Wertgrenze für Investitionen von erheblicher finanzieller 
Bedeutung im Sinne von § 12 I Satz 1 KomHKVO wird auf 
300.000 € festgelegt. 
      
            
49186 Bad Iburg, 09.02.2021  
            

Stadt Bad Iburg 
Die Bürgermeisterin 

Niermann 
 
 
 

2. Bekanntmachung  
                                                  
                                                                                                   
2.1 Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr  

2021 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
                                                                                                   
2.2 Die nach §§ 119 Abs. 4, 120 Abs. 2 und nach 122 Abs. 2  

sowie § 130 Nds. Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) erforderliche Genehmigung ist durch den 

163
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Landkreis Osnabrück am 26.03.2021 unter dem Aktenzei-
chen FD11.3-2020/012983 erteilt worden. 

                                                                                                   
2.3 Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 S. 3 NKomVG  

vom 15.04.2021 bis einschl. 23.04.2021 nach vorheriger 
Terminabsprache unter Tel.: 05403-404-43 zur Einsicht-
nahme im Rathaus, Zimmer 21, Am Gografenhof 4, 49186 
Bad Iburg, aus.                    

                                                                                                  
      
49186 Bad Iburg, 26.03.2021                                                  
            
 

Stadt Bad Iburg 
Die Bürgermeisterin 

Niermann 
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Jahresabschluss 2019 
 
 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 16. Dezember 2020 
den Jahresabschluss 2019 beschlossen und dem Bürger-
meister für das Rechnungsjahr 2019 Entlastung erteilt. 
 
Der Jahresabschluss 2019 mit allen Anlagen und der Bericht 
des Rechnungsprüfungsamtes über die Prüfung des Jahres-
abschlusses 2019 liegen vom 19.04.2021 bis 29.04.2021 
während der Sprechzeiten in der Gemeinde Ostercappeln, 
Fachdienst Finanzen, Venner Straße 22, Zimmer 46, öffentlich 
aus. 
 
Ostercappeln, 27. März 2021   
 
 

Gemeinde Ostercappeln 
Der Bürgermeister 
Rainer Ellermann 
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Haushaltssatzung 
der Gemeinde Ostercappeln 
für das Haushaltsjahr 2021 

 
 
Auf Grundlage des § 112 des Niedersächsischen Kommunal-
verfassungsgesetzes hat der Rat der Gemeinde Ostercappeln 
in der Sitzung am 16. Dezember 2020 folgende Haushaltssat-
zung für das Haushaltsjahr 2021 beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird 
 
1.   im Ergebnishaushalt 
     mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1      der ordentlichen Erträge auf                     16.983.900 € 
1.2      der ordentlichen Aufwendungen auf         16.801.500 € 
 
1.3      der außerordentlichen Erträge auf                           0 € 
1.4      der außerordentlichen Aufwendungen auf               0 € 

2.  im Finanzhaushalt    
     mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1      der Einzahlungen aus laufender  
           Verwaltungstätigkeit                                  15.536.600 € 
2.2      der Auszahlungen aus laufender                                   
           Verwaltungstätigkeit                                  14.853.200 € 
 
2.3      der Einzahlungen für Investitionstätigkeit      724.000 € 
2.4      der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 6.227.000 € 
 
2.5      der Einzahlungen für  
           Finanzierungstätigkeit                                 5.503.000 € 
2.6      der Auszahlungen für  
           Finanzierungstätigkeit                                 1.391.300 € 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
-     der Einzahlungen des Finanzhaushaltes      21.763.600 € 
-     der Auszahlungen des Finanzhaushaltes      22.471.500 € 
 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für In-
vestitionen und Investitionsfördermaßnahmen (Kreditermäch-
tigung) wird auf 5.503.000 € festgesetzt. 
 
   

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden in einer Höhe von 
2.190.000 € veranschlagt. 
 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2021 Liquidi-
tätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in An-
spruch genommen werden dürfen, wird auf 4.000.000 € fest-
gesetzt. 
 

 
§ 5 

 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für 
das Haushaltsjahr 2021 wie folgt festgesetzt: 
 
1.   Grundsteuer 
      
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe  
     (Grundsteuer A)                                                     380 v.H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B)                    380 v.H. 
 
2.   Gewerbesteuer                                                       395 v.H. 
 
 
Ostercappeln, den 16. Dezember 2020 
 
 

Gemeinde Ostercappeln 
Der Bürgermeister 
Rainer Ellermann 

 
 

2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
  
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
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2021 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die nach den §§ 120 Abs. 2 und 122 Abs. 2 des Niedersäch-
sischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) erforder-
liche Genehmigung ist durch den Landkreis Osnabrück – 
Kommunalaufscht – am 27.03.2021 unter dem Aktenzeichen 
11.3 Re erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan mit allen Anlagen liegen nach § 114 Abs. 2 
Satz 3 NKomVG vom 19.04.2021 bis 29.04.2021 in der Ge-
meinde Ostercappeln, Fachdienst Finanzen, Zimmer 46, Ven-
ner Straße 22, 49179 Ostercappeln, während der Öffnungs-
zeiten zur Einsichtnahme öffentlich aus.  
 
 
Ostercappeln, 27. März 2021   
 

Gemeinde Ostercappeln 
Der Bürgermeister 
Rainer Ellermann 
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Haushaltssatzung 
der Gemeinde Badbergen 

für das Haushaltsjahr 2021 
 

 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Gemeinde Badber-
gen in seiner Sitzung am 07.12.2020 folgende Haushaltssat-
zung für das Haushaltsjahr 2021 beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird 
 
1.   im Ergebnishaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
     1.1 der ordentlichen Erträge auf                      4.328.903 € 
     1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf           4.157.915 € 
      
     1.3 der außerordentlichen Erträge auf                           0 € 
     1.4 der außerordentlichen Aufwendungen                     0 € 
            
     1.5 Jahresergebnis                                              170.988 € 
 
 
2.   im Finanzhaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
     2.1 auf Einzahlungen aus laufender  
           Verwaltungstätigkeit                                    4.096.993 € 
     2.2 auf Auszahlungen aus laufender  
           Verwaltungstätigkeit                                    4.019.525 € 
           Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit       77.468 € 
 
     2.3 auf Einzahlungen für Investitionen                319.072 € 
     2.4 auf Auszahlungen für Investitionen            3.724.555 € 
           Saldo aus Investitionstätigkeit                -   3.405.483 € 
 
     2.5 auf Einzahlungen für  
           Finanzierungstätigkeit                                 3.405.483 € 
     2.6 auf Auszahlungen für  
           Finanzierungstätigkeit                                    143.126 € 
           davon Umschuldungen                                             0 € 
           Saldo aus Finanzierungstätigkeit                3.262.357 € 
 
     2.7 Finanzmittelbestand                                 -    65.658 € 

Nachrichtlich 
Gesamtbetrag der  
Einzahlungen des Finanzhaushaltes                     7.821.548 € 
Gesamtbetrag der  
Auszahlungen des Finanzhaushaltes                    7.887.206 € 
 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditaufnahme) beträgt 
3.405.483 €. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 
   

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 
zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in Anspruch genom-
men werden dürfen, wird auf 1.700.000 € festgesetzt. 
 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für 
das Haushaltsjahr 2021 wie folgt festgesetzt: 
 
1.   Grundsteuer 
     a)  Grundsteuer A für land- und forstwirtschaftlich  
           genutzte Betriebe                                             380 v.H. 
     b)  Grundsteuer B für bebaute und unbebaute  
           Grundstücke                                                     380 v.H. 
 
2.   Gewerbesteuer                                                       390 v.H. 
 
 
 

§ 6 
 
Die Wertgrenze für Investitionen von erheblicher finanzieller 
Bedeutung gem. § 12 Abs. 1 KomHKVO wird auf 180.000 € 
festgelegt. 
 
 
Badbergen, 08.12.2020 
 
 

Meier 
Bürgermeister 

 
   
 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2021 wird öffentlich bekanntgemacht. 
 
Der Landkreis Osnabrück, Amt für Kommunalaufsicht, hat mit 
Verfügung vom 18.03.2021 unter dem Aktenzeichen 11.3 Re 
gemäß §§ 120 Abs. 2 und 122 Abs. 2 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) die §§ 2 (Kredit-
ermächtigung) und 4 (Höchstbetrag der Liquiditätskredite) der 
Haushaltssatzung der Gemeinde Badbergen für das Haus-
haltsjahr 2021 genehmigt. 
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Der Haushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG 
vom 19.04. bis 29.04.2021 zur Einsichtnahme nach vorheriger 
Terminabsprache in der Gemeindeverwaltung Badbergen, Am 
Markt 3, Zimmer 3, 49635 Badbergen, öffentlich aus. 
 
 
Badbergen, 25.03.2021                                                           
 
 

Gemeinde Badbergen 
(Siegel)                                Meier           

Bürgermeister 
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Satzung  
der Gemeinde Badbergen  

über die Erhebung von Beiträgen nach § 6  
des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes  

für straßenbauliche Maßnahmen 
(Straßenausbaubeitragssatzung - ABS)  

  
 
Aufgrund der §§ 10, 11, 58 und 111 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung 
vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576) und § 6 des Niedersäch-
sischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung 
vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. S. 121), jeweils in den derzeit 
gültigen Fassungen, hat der Rat der Gemeinde Badbergen in 
seiner Sitzung am 22.03.2021 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

Inhaltsübersicht 
 
§ 01   Beitragsfähige Maßnahmen                                           
§ 02   Umfang des beitragsfähigen Aufwandes                         
§ 03   Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes                    
§ 04   Vorteilsbemessung        
§ 05   Abrechnungsgebiet        
§ 06   Vorteilsregelung: 
           I    Allgemeines 
           II   Grundstücksfläche 
           III  Nutzungsfaktoren für Baulandgrundstücke 
           IV  Nutzungsfaktoren für Grundstücke mit sonstiger  
                 Nutzung 
§ 07   Aufwandsspaltung 
§ 08   Entstehen der Beitragspflicht     
§ 09   Vorausleistungen 
§ 10    Beitragspflichtige 
§ 11    Beitragsbescheid 
§ 12    Fälligkeit 
§ 13    Ablösung 
§ 14    Besondere Zufahrten 
§ 15    Verrentung 
§ 16    Datenerhebung                  
§ 17    Inkrafttreten                                                                     
      
  

§ 1  
Beitragsfähige Maßnahmen 

 
(1) Zur teilweisen Deckung ihres Aufwandes für die Herstel- 

lung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Er-
neuerung ihrer öffentlichen Straßen, Wege und Plätze (öf-
fentliche Einrichtungen) erhebt die Gemeinde Badbergen 
– sofern Erschließungsbeiträge nach den §§ 127 ff. 
BauGB nicht erhoben werden können – nach Maßgabe 

dieser Satzung Beiträge von den Grundstückseigentü-
mern, denen die Inanspruchnahmemöglichkeit dieser öf-
fentlichen Einrichtungen besondere wirtschaftliche Vorteile 
bietet. 

 
(2) Zu den öffentlichen Einrichtungen gehören auch die aus  

tatsächlichen oder rechtlichen Gründen mit Kraftfahrzeu-
gen nicht befahrbaren Wohnwege und die anderen Stra-
ßen im Außenbereich, die die Gemeinde für den öffentli-
chen Verkehr gewidmet hat (§ 47 Nr. 3 NStrG). 

 
(3) Inhalt und Umfang der beitragsfähigen Maßnahme werden  

durch das Bauprogramm bestimmt. Das Bauprogramm 
kann durch die Gemeinde formlos festgelegt werden. 

 
 

§ 2  
Umfang des beitragsfähigen Aufwandes  

  
(1) Zum beitragsfähigen Aufwand gehören die Kosten  
 
     1.   für den Erwerb (einschließlich aufstehender Bauten  

und Erwerbsnebenkosten), der für die Herstellung, Er-
weiterung, Verbesserung oder Erneuerung der öffentli-
chen Einrichtungen benötigten Grundflächen; dazu ge-
hört auch der Wert der von der Gemeinde hierfür aus 
ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen im Zeitpunkt 
der Bereitstellung;  

 
     2.   für die Anschaffung der öffentlichen Einrichtung; 
 
     3.   für die Freilegung der Fläche;  
 
     4.   für die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder  

Erneuerung der Fahrbahn mit Unterbau und Decke so-
wie für notwendige Erhöhungen und Vertiefungen ein-
schließlich der Anschlüsse an andere Straßen sowie 
Aufwendungen und Ersatzleistungen wegen Verände-
rung des Straßenniveaus;  

 
     5.   für die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder  

Erneuerung von   
           a)   Randsteinen und Schrammborden,  
           b)   Rad- und Gehwegen, sowie kombinierten Rad- und  

Gehwegen, 
           c)   Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen so 

wie Bankette,  
           d)   niveaugleichen Mischflächen 
           e)   Beleuchtungseinrichtungen,  
           f)    Rinnen und anderen Einrichtungen für die Oberflä- 

chenentwässerung der öffentlichen Einrichtung,  
           g)   Böschungen, Schutz- und Stützmauern,  
           h)   Parkflächen (auch Standspuren, Busbuchten und  

Bushaltestellen) und Grünanlagen, soweit sie Be-
standteil der öffentlichen Einrichtungen sind;  

 
     6.   für die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung und Er- 

neuerung von Wegen, Plätzen und Fußgängerzonen in 
entsprechender Anwendung von Ziffer 4;  

 
     7.   der Fremdfinanzierung; 
 
     8.   die zum Ausgleich oder zum Ersatz eines durch eine  

beitragsfähige Maßnahme bewirkten Eingriffs in Natur 
und Landschaft zu erbringen sind; 

 
     9.   der Beauftragung Dritter mit der Planung und Baulei- 

tung; 
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     10. des Personals der Samtgemeinde der für Maßnahmen  
nach § 1 Abs. 1 zu erbringenden Werk- und Dienstleis-
tungen. 

 
(2) Die Gemeinde kann im Einzelfall durch ergänzende Sat- 

zung bestimmen, dass über die genannten Kosten hinaus 
weitere genau bezeichnete Kosten zum beitragsfähigen 
Aufwand gehören.  

 
(3) Bei Straßen im Sinne von § 47 Nr. 3 NStrG sind Aufwen- 

dungen nach Absatz 1 Nr. 5 b, e und h nicht beitragsfähig; 
Absatz (2) gilt entsprechend.  

 
(4) Der beitragsfähige Aufwand umfasst nicht die Kosten für  

Brücken, Tunnels und Unterführungen mit den dazugehö-
rigen Rampen.  

 
 
 

§ 3  
Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes  

  
(1) Die Gemeinde ermittelt den beitragsfähigen Aufwand je- 

weils für die einzelne Ausbaumaßnahme. Sie kann den 
Aufwand auch hiervon abweichend für bestimmte Teile ei-
ner Maßnahme (Aufwandsspaltung) oder für einen selb-
ständig nutzbaren Abschnitt einer Maßnahme (Abschnitts-
bildung) gesondert ermitteln.  

 
(2) Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen  

Kosten ermittelt.  
 
(3) Der Aufwand für   
     a.  Böschungen, Schutz- und Stützmauern,  
     b.  Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen,  
     c.  Ersatzleistungen wegen Veränderung des Straßenni- 

veaus,   
     wird den Kosten der Fahrbahn zugerechnet.  
 
(4) Der beitragsfähige Aufwand nach § 2 für die Herstellung,  

Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung 
der öffentlichen Straßen, Wege und Plätze (öffentliche 
Einrichtungen) mindert sich 

     a.   um solche Kosten, die durch die notwendige Beseiti- 
gung von schädlichen Bodenveränderungen oder Alt-
lasten entstehen, sofern diese im Rahmen der Beseiti-
gung der Technischen Regel Boden/Bauschutt der LA-
GA M 20 der Zuordnungsklasse größer Z 2 unterfallen. 
Kosten der Beseitigung sind ausschließlich Kosten für 
den Transport und die Entsorgung des verunreinigten 
Bodenmaterials. 
 

     b.   Der beitragsfähige Aufwand mindert sich ebenfalls um  
die Kosten für den Transport und die Entsorgung von 
Teer-/pechhaltigem und/oder asbesthaltigem Straßen-
aufbruch, für den eine Andienungspflicht für gefährli-
che Abfälle zur Beseitigung gegenüber der NGS (Nds. 
Gesellschaft zur Endablagerung von Sonderabfall 
mbH) besteht.  

 
 
 

§ 4                              
Vorteilsbemessung                                                                                               

 
(1) Der Anteil der Anlieger (= die Beitragspflichtigen und die  

Gemeinde, soweit sie Eigentümerin oder Erbbauberech-
tigte eines beitragspflichtigen Grundstückes ist) am Auf-
wand beträgt                    

     1.   bei öffentlichen Einrichtungen (auch verkehrs-            
beruhigte Wohnstraßen), die ausschließlich  
oder deutlich überwiegend dem Anlieger- 
verkehr dienen                                                75 v.H.    

 
     2.   bei öffentlichen Einrichtungen (auch verkehrs- 
           beruhigte Straßen), die überwiegend dem 
           Anliegerverkehr dienen,                                  60 v.H.    
 
     3.   bei öffentlichen Einrichtungen mit starkem 
           innerörtlichen Verkehr: 
           a)   für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand-  
                 und Schutzstreifen sowie Böschungen,  
                 Schutz- und Stützmauern, Busbuchten  
                 und Bushaltestellen,                                     40 v.H.    
           b)   für Randsteine und Schrammborde, für  
                 Rad- und Gehwege - auch als kombinierte  
                 Anlage - sowie Grünanlagen als Bestandteil  
                 der öffentlichen Einrichtung,                         60 v.H.    
           c)   für Beleuchtungseinrichtungen sowie  
                 Rinnen und andere Einrichtungen der Ober- 
                 flächenentwässerung,                                   50 v.H.    
           d)   für Parkplätze (auch Standspuren) ohne 
                 Busbuchten und Bushaltestellen                  70 v.H.    
           e)   für niveaugleiche Mischfläche                      50 v.H.    
 
     4.   bei öffentlichen Einrichtungen, die überwiegend 
           dem Durchgangsverkehr dienen: 
           a)   für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand-  
                 und Schutzstreifen sowie Böschungen,  
                 Schutz- und Stützmauern, Busbuchten  
                 und Bushaltestellen,                                     30 v.H.    
           b)   für Randsteine und Schrammborde, für  
                 Rad- und Gehwege - auch als kombinierte  
                 Anlage - sowie Grünanlagen als Bestandteil  
                 der öffentlichen Einrichtung,                         50 v.H.    
           c)   für Beleuchtungseinrichtungen sowie  
                 Rinnen und andere Einrichtungen der Ober- 
                 flächenentwässerung,                                   40 v.H.    
           d)   für Parkplätze (auch Standspuren)  
                 ohne Busbuchten und Bushaltestellen         60 v.H.    
 
     5.   bei Gemeindestraßen im Sinne von  
           § 47 N. 3 NStrG, die ausschließlich oder  
           deutlich überwiegend dem Anliegerverkehr  
           dienen:                                                               75 v.H.    
 
     6.   bei Gemeindestraße im Sinne von  
           § 47 Nr. 3 NStrG, die überwiegend dem  
           Anliegerverkehr dienen:                                  60 v.H.    
 
     7.   bei Gemeindestraße im Sinne von  
           § 47 Nr. 3 NStrG, die nicht unter Nr. 5 oder  
           Nr. 6 fallen:                                                        40 v.H.    
 
     8.   bei Fußgängerzonen:                                       70 v.H.    
 
 
(2) Den übrigen Anteil am Aufwand trägt die Gemeinde zur  

Abgeltung des sich für die Allgemeinheit aus der Inan-
spruchnahmemöglichkeit der öffentlichen Einrichtung er-
gebenden besonderen Vorteils.  

 
(3) Zuschüsse Dritter sind, soweit der Zuschussgeber nichts  

anderes bestimmt hat, zunächst vom ermittelten Aufwand 
gemäß § 3 (2) abzuziehen.  

 
(4) Die Gemeinde kann im Einzelfall vor Entstehen der sach- 

lichen Beitragspflichten durch ergänzende Satzung von 
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den Anteilen nach Absatz 1abweichen, wenn wichtige 
Gründe für eine andere Vorteilsbemessung sprechen.  

 
 

§ 5  
Abrechnungsgebiet  

  
Die Grundstücke, deren Eigentümer durch die Inanspruch-
nahmemöglichkeit der ausgebauten öffentlichen Einrichtung 
oder eines bestimmten Abschnittes von ihr besondere wirt-
schaftliche Vorteile geboten werden, bilden das Abrechnungs-
gebiet.  
  
 

§ 6  
Verteilungsregelung  

  
 
I  

Allgemeines  
  
Der umlagefähige Aufwand wird im Verhältnis der mit Nut-
zungsfaktoren gemäß III und IV zu multiplizierenden Grund-
stücksflächen gemäß II auf das Abrechnungsgebiet (§ 5) ver-
teilt.  
  

II  
Grundstücksfläche  

  
(1) Als Grundstücksfläche gilt grundsätzlich der Flächeninhalt  

des Grundstücks im bürgerlich-rechtlichen Sinn. Als 
Grundstücksfläche gilt bei Grundstücken mit baulicher 
oder gewerblicher Nutzung  

  
     1.   die insgesamt im Geltungsbereich eines Bebauungs- 

planes, einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB, inner-
halb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 
34 BauGB) oder teilweise im Geltungsbereich eines 
Bebauungsplanes und teilweise innerhalb eines im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) lie-
gen, die Gesamtfläche des Grundstücks,  

     2.   die teilweise im Bereich eines Bebauungsplanes oder  
einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB und im Übrigen 
im Außenbereich liegen, die Teilfläche im Bereich des 
Bebauungsplanes oder der Satzung nach § 34 Abs. 4 
BauGB,  
 

     3.   für die weder ein Bebauungsplan noch eine Satzung  
nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht und die teilweise in-
nerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles 
(§ 34 BauGB) und im Übrigen im Außenbereich liegen, 
die Gesamtfläche des Grundstückes, höchstens je-
doch die Fläche,  

           a)   wenn das Grundstück an die öffentliche Einrich- 
tung angrenzt, zwischen der öffentlichen Einrich-
tung und einer Linie, die in einem gleichmäßigen 
Abstand von 50 m zu ihr verläuft,  

           b)   wenn das Grundstück nicht an die öffentliche Ein- 
richtung angrenzt oder lediglich durch einen zum 
Grundstück gehörenden Weg mit ihr verbunden ist, 
die Fläche zwischen der der öffentlichen Einrich-
tung zugewandten Grundstücksseite und einer Li-
nie, die in einem gleichmäßigen Abstand von 50 m 
zu ihr verläuft,  

           c)   wenn das Grundstück über die sich nach Nr. 3a  
und b ergebenden Grenzen hinaus bebaut oder ge-
werblich genutzt ist, die Fläche zwischen der öf-
fentlichen Einrichtung oder der der öffentlichen Ein-
richtung zugewandten Seite und einer Linie, die im 

gleichmäßigen Abstand verläuft, der der übergrei-
fenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung ent-
spricht.  

 
(2)   Als Grundstücksfläche gilt bei Grundstücken mit sonstiger  

Nutzung,  
  
     1.   die nur in der baulichen oder gewerblichen Nutzung  

vergleichbaren Weise nutzbar sind (z.B. Friedhöfe, 
Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) 
oder innerhalb eines im Zusammenhang bebauten 
Ortsteils so genutzt werden  

  
     oder  
  
     2.   ganz oder teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) lie- 

gen oder wegen entsprechender Festsetzungen in ei-
nem Bebauungsplan nur in anderer Weise (z.B. land-
wirtschaftlich) nutzbar sind,  

 
die Gesamtfläche des Grundstücks oder die Teilfläche des 
Grundstücks, die von Abs. 1 Nrn. 2 und 3 nicht erfasst 
wird.  

  
(3) Bei Grundstücken, die durch mehrere öffentliche Einrich- 

tungen bevorteilt werden und die überwiegend Wohnzwe-
cken dienen oder in einer der baulichen oder gewerblichen 
Nutzung vergleichbaren Weise nutzbar sind oder genutzt 
werden (z.B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, 
Dauerkleingärten), ist die nach dieser Satzung ermittelte 
und bei der Verteilung zu berücksichtigende Beitragsflä-
che zu Lasten der Gemeinde für jede öffentliche Einrich-
tung nur zu 60 % anzusetzen.  

 
(4) Die Regelung nach Abs. 3 gilt nicht, wenn ein Straßenaus- 

baubeitrag nur für eine öffentliche Einrichtung erhoben 
wird und Beiträge für weitere öffentliche Einrichtungen we-
der nach dem geltenden Recht noch nach vergleichbaren 
früheren Rechtsvorschriften erhoben worden sind oder er-
hoben werden dürfen. Grenzt ein Grundstück an eine qua-
lifizierte Ortsdurchfahrt, ist die Vergünstigungsregelung 
nach Abs. 3 nur auf die Teileinrichtungen zu beziehen, die 
in der Baulast der Gemeinde stehen und für die eine Bei-
tragspflicht entstehen kann. 

  
  

III  
Nutzungsfaktoren für Baulandgrundstücke  

  
(1) Der maßgebliche Nutzungsfaktor bei berücksichtigungsfä- 

higen Grundstücken, die baulich oder gewerblich nutzbar 
sind, wird durch die Zahl der Vollgeschosse bestimmt. Der 
Nutzungsfaktor beträgt bei einem Vollgeschoss 1,0 und er-
höht sich je weiteres Vollgeschoss um 0,25.  Die Nut-
zungsfaktoren betragen:  
 

     1.   bei Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss,  
           gewerblich nutzbaren Grundstücken, auf denen  
           keine Bebauung zulässig ist oder Grundstücken,  
           auf denen nur Garagen  oder Stellplätze errichtet  
           werden dürfen (siehe III (3) d)),                         1,0000  
      
     2.  bei Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen        1,2500  
      
     3.  bei Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen         1,5000  
      
     4.  bei Bebaubarkeit mit vier Vollgeschossen         1,7500  
      
     5.  bei Bebaubarkeit mit fünf Vollgeschossen         2,0000  



      
     6.  bei Bebaubarkeit mit sechs Vollgeschossen     2,2500  
      
     7.  bei Bebaubarkeit mit sieben Vollgeschossen     2,5000 
 
(2) Als Vollgeschoss gelten alle Geschosse, die nach landes- 

rechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind. Kirchenge-
bäude und Biogasanlagen werden stets wie eine Bebau-
ung mit einem Vollgeschoss behandelt. Besteht im Einzel-
fall wegen der Besonderheiten des Bauwerkes in ihm kein 
Vollgeschoss im Sinne der Landesbauordnung, so werden 
bei gewerblich oder industriell genutzten Grundstücken je 
vollendete 3,50 m und bei allen in anderer Weise baulich 
genutzten Grundstücken je vollendete 2,20 m Höhe des 
Bauwerkes (Traufhöhe) als ein Vollgeschoss gerechnet.  
 

(3) Als Zahl der Vollgeschosse gilt die im Bebauungsplan fest- 
gesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse.  

     a)   Ist im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse  
die Höhe der baulichen Anlagen festgesetzt, ist in 
Kern-, Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i.S. 
von § 11 Abs. 3 BauNVO die durch 3,5 und in allen an-
deren Gebieten die durch 2,2 geteilte höchstzulässige 
Gebäudehöhe als Vollgeschoss anzunehmen, wobei 
bei Bruchzahlen bis 0,49 abgerundet und bei Bruch-
zahlen ab 0,5 auf ganze Zahlen aufgerundet wird. 
 

     b)   Ist im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschos- 
se noch die Höhe der baulichen Anlagen, sondern nur 
eine Baumassenzahl festgesetzt, ist die durch 3,5 ge-
teilte höchstzulässige Baumassenzahl als Vollge-
schoss anzunehmen, wobei bei einer Bruchzahl bis 
0,49 abgerundet und bei einer Bruchzahl ab 0,5 auf 
ganze Zahlen aufgerundet wird. 
 

     c)   Ist im Einzelfall eine größere Zahl der Vollgeschosse  
zugelassen oder vorhanden und geduldet, ist diese zu-
grunde zu legen.  
 

     d)   Dürfen gemäß den Bebauungsplanfestsetzungen nur  
Garagen, Stellplätze oder eine Tiefgarage errichtet 
werden, gilt die Zahl von einem Vollgeschoss je Nut-
zungsebene. 
 

(4) In unbeplanten Gebieten (§ 34 BauGB - im Zusammen- 
hang bebaute Ortsteile) oder Gebieten, für die ein Bebau-
ungsplan weder eine Vollgeschosszahl, noch eine Bau-
massenzahl oder die Gebäudehöhe festsetzt, ist  
 

     a)   bei bebauten Grundstücken die Höchstzahl der tat- 
sächlich vorhandenen,  
 

     b)   bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken die  
Höchstzahl der auf den Grundstücken in der näheren 
Umgebung (§ 34 BauGB) überwiegend vorhandenen      
Vollgeschosse maßgebend.  
 

(5) Sind in einem Abrechnungsgebiet (§ 5) außer gewerblich  
genutzten Grundstücken oder Grundstücken, die in einem 
durch Bebauungsplan festgesetzten oder nach § 34 
BauGB zu beurteilenden Kern-, Gewerbe-, Industrie- oder 
Sondergebiet im Sinne von § 11 Abs. 3 BauNVO liegen, 
auch andere beitragspflichtige Grundstücke vorhanden, 
erhöhen sich die in Abs. 1 genannten Nutzungsfaktoren 
für die in Kern-, Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten 
liegenden Grundstücke sowie für die Grundstücke, die 
überwiegend gewerblich genutzt werden, um 0,5. Gewerb-
lich genutzten Grundstücken stehen Grundstücke gleich, 
die in ähnlicher Weise genutzt werden (z.B. Verwaltungs-, 

Schul-, Post- und Bahnhofsgebäude sowie Praxen für 
freie Berufe).  

 
  
 

IV  
Nutzungsfaktoren für Grundstücke  

mit sonstiger Nutzung  
  
(1) Die Nutzungsfaktoren betragen bei Grundstücken, die  
 
     1.   wegen entsprechender Festsetzungen in einem  
           Bebauungsplan nicht baulich oder gewerblich,  
           sondern nur in vergleichbarer  Weise nutzbar sind  
           (z.B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder,  
           Dauerkleingärten) oder innerhalb eines im   
           Zusammenhang bebauten Ortsteiles  
           (§ 34 BauGB) so genutzt werden                     0,5000,  
  
     2.   im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen  
           entsprechender Festsetzungen in einem  
           Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar  
           sind (z.B. landwirtschaftliche Nutzung), wenn  
           a)   sie unbebaut sind, bei  
                 aa)  Waldbestand oder wirtschaftlich  
                        nutzbaren Wasserflächen                    0,0167,  
                 bb)  Nutzung als Grünland, Ackerland  
                       oder Gartenland                                  0,0333,  
                 cc)   gewerblicher Nutzung (z.B. Boden- 
                        abbau oder ähnlichem)                        
1,0000, 
                      was auch dann wie folgt gilt, wenn sich 
                      auf ihnen Windkraft- oder selbständige  
                      Photovoltaikanlagen befinden:                            
       
           Selbständige Photovoltaikanlagen: 
           Für Grundstücks(teil)flächen, die mit Modulen  
           der PV-Anlage bedeckt sind, gilt der Nutzungsfaktor:   
      1,000, 
           für den übrigen nach Abzug des Produkts  
           verbleibenden Teil der Grundstücksfläche (Restfläche) 
           gilt aa) bzw. bzw. bb). 
           Windkraftanlagen: 
           Für Windkraftanlagen wird eine Fläche zugrunde  
           gelegt, die sich nach folgender Formel berechnet: 

F = 2r x HNabe + π x r² 
                               2 

 
           „F“ ist dabei die Fläche des Grundstücks, die mit dem  

Vervielfältiger 1,000 berücksichtigt wird, höchstens je-
doch die tatsächliche Grundstücksfläche. Der übrige 
verbleibende Teil der Grundstücksfläche wird mit dem 
Vervielfältiger nach aa) bzw. bb) berücksichtigt.  
Der Buchstabe „r“ bezeichnet den größtmöglichen Ra-
dius des Rotors einer Windkraftanlage in Metern (Ro-
torlänge). Der Buchstabe „HNabe“  bezeichnet die Na-
benhöhe einer Windkraftanlage mit dem höchstmögli-
chen Rotorradius. Die Bezeichnung „π“ bezeichnet die 
entsprechende mathematische Größe. 

 
     b)  sie in einer der baulichen oder gewerblichen  
           Nutzung vergleichbaren Weise genutzt werden  
           (z.B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder,  
           Dauerkleingärten, Campingplätze ohne  
           Bebauung)                                                        0,5000,  
  
     c)   auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche  
           Hofstellen einschließlich der auf ihnen im Rahmen  
           der landwirtschaftlichen Nutzung betriebene Biogas- 
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           anlagen oder landwirtschaftliche Nebengebäude  
           (z.B. Feldscheunen) vorhanden sind, für eine  
           Teilfläche, die sich rechnerisch aus der Grund- 
           fläche der Baulichkeiten geteilt durch die   
           Grundflächenzahl von 0,2 ergibt,                      1,0000,  
            
           mit Zuschlägen von je 0,2500 für jedes weitere  
           über dem ersten Vollgeschoss liegende Vollgeschoss,  
           für die Restfläche gilt a),  
  
     d)   sie als Campingplatz genutzt werden und eine  
           Bebauung besteht, für eine Teilfläche, die sich  
           rechnerisch aus der Grundfläche der Baulichkeiten  
           geteilt durch die Grundflächenzahl  
           von 0,2 ergibt,                                                   1,0000,  
  
           mit Zuschlägen von je 0,2500 für jedes weitere  
           über dem ersten Vollgeschoss tatsächlich  
           vorhandenen Vollgeschoss, für die Restfläche gilt b),  
 
     e)   auf ihnen außerhalb von landwirtschaftlichen  
           Hofstellen Biogasanlagen gewerblich betrieben  
           werden, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch  
           aus der Grundfläche der Einrichtungen der Biogas- 
           anlage geteilt durch die Grundflächenzahl  
           0,2 ergibt                                                            1,5000, 
 
           für die Restfläche gilt a), 
  
     f)    sie gewerblich genutzt und bebaut sind, für eine  
           Teilfläche, die sich rechnerisch aus der Grund- 
           fläche der Baulichkeiten geteilt durch die  
           Grundflächenzahl von 0,2 ergibt                       1,5000, 
       
           mit Zuschlägen von je 0,3750 für jedes weitere  
           über dem erstem Vollgeschoss tatsächlich  
           vorhandene Vollgeschoss,  
           für die Restfläche gilt a),  
  
     g)   sie ganz oder teilweise im Geltungsbereich einer  
           Satzung nach § 35 Abs. 6 BauGB liegen, für die  
           von der Satzung erfassten Teilflächen  
      aa)    mit Baulichkeiten, die kleinen Handwerks-  
                 oder Gewerbebetrieben dienen,                   1,5000  
                  
                 mit Zuschlägen von je 0,3750 für jedes  
                 über dem ersten Vollgeschoss tatsächlich  
                 vorhandene weitere Vollgeschoss, für die  
                 Restfläche gilt a),  
  
      bb)    mit sonstigen Baulichkeiten oder  
                 ohne Bebauung                                            1,0000  
               mit Zuschlägen von je 0,2500 für jedes  
                 über dem ersten Vollgeschoss tatsächlich  
                 vorhandene weitere Vollgeschoss,  
                 für die Restfläche gilt a).     
  
(2) Was als Vollgeschoss gilt, ergibt sich aus III Abs. 2.  
  
 
 

§ 7  
Aufwandsspaltung  

  
 
Der Beitrag kann selbständig erhoben werden für einzelne 
oder mehrere der folgenden Teileinrichtungen -  ohne Bindung 
an eine bestimmte Reihenfolge - für:  
  

1.   die Kosten des Grunderwerbs der öffentlichen Einrichtung,  
 
2.   die Kosten der Freilegung für die Durchführung der Bau- 

maßnahme, 
 
3.   die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneue- 

rung der Fahrbahn, 
 
4.   die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneue- 

rung der Radwege oder eines von ihnen, 
 
5.   die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneue- 

rung der Gehwege oder eines von ihnen, 
 
6.   die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneue- 

rung kombinierter Rad- und Gehweg oder eines von ih-
nen, 

 
7.   die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneue- 

rung der Oberflächenentwässerung der öffentlichen Ein-
richtung, 

 
8.   die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneue- 

rung der Beleuchtungseinrichtungen der öffentlichen Ein-
richtung, 

 
9.   die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneue- 

rung der Parkflächen, 
 
10. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneue- 

rung des Straßenbegleitgrüns / der Grünanlagen. 
 
11. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Erneue- 

rung von niveaugleichen Mischflächen. 
 
 
 

§ 8  
Entstehen der Beitragspflicht  

  
(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Beendigung der bei- 

tragsfähigen Maßnahme.   
 (2)In den Fällen der Aufwandsspaltung entsteht die Beitrags- 

pflicht mit der Beendigung der Teilmaßnahme, frühestens 
jedoch mit dem Ausspruch der Aufwandsspaltung.  

  
(3) Bei der Abrechnung von selbständig nutzbaren Abschnit- 

ten entsteht die Beitragspflicht mit der Beendigung der Ab-
schnittsmaßnahme, frühestens jedoch mit dem Ab-
schnittsbildungsbeschluss.  

  
(4) Die in Abs. 1 bis 3 genannten beitragsfähigen Maßnah- 

men sind erst beendet, wenn die technischen Arbeiten 
entsprechend dem von der Gemeinde aufgestellten Bau-
programm fertiggestellt sind, der Aufwand berechenbar ist 
und die erforderlichen Grundflächen im Eigentum der Ge-
meinde stehen.  

 
 
 

§ 9  
Vorausleistungen  

  
Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Vo-
rausleistungen verlangt werden, sobald mit der Durchführung 
der Maßnahme begonnen worden ist. Die Vorausleistung ist 
mit der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn 
der Vorausleistende nicht beitragspflichtig ist. 
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§ 10  
Beitragspflichtige  

  
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe  

des Beitragsbescheides Eigentümer des Grundstückes 
ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, ist 
an Stelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte bei-
tragspflichtig. Mehrere Beitragspflichtige haften als Ge-
samtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die 
einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entspre-
chend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.  

 
(2) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück,  

bei Bestehen eines Erbbaurechts auf diesem und im Falle 
von Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 2 auf dem Wohnungs- und Teil-
eigentum. 

 
 

§ 11  
Beitragsbescheid  

  
Die nach dieser Satzung zu erhebenden Beiträge und Voraus-
leistungen werden durch schriftlichen Bescheid festgesetzt.  
  
 

§ 12  
Fälligkeit  

  
Die nach dieser Satzung erhobenen Beiträge und Vorausleis-
tungen werden einen Monat nach Bekanntgabe des Beschei-
des fällig.   
 
 

§ 13  
Ablösung  

  
(1) In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstan- 

den ist, kann die Ablösung durch Vertrag vereinbart wer-
den. 
 

(2) Zur Feststellung des Ablösebetrages ist der für die Aus- 
baumaßnahme i.S. von § 1 entstehende Ausbauaufwand 
anhand von bereits vorliegenden Unternehmerrechnun-
gen und im Übrigen nach dem Ausschreibungsergebnis 
sowie den Kosten für den Ausbau von Teileinrichtungen 
bei vergleichbaren öffentlichen Einrichtungen zu ermitteln 
und nach Maßgabe der §§ 4 bis 6 auf die Grundstücke zu 
verteilen, von denen aus die Möglichkeit der Inanspruch-
nahme der betreffenden öffentlichen Einrichtung besteht. 

 
(3) Durch Zahlung des Ablösebetrages wird die Beitragspflicht  

endgültig abgegolten. 
 
 

§ 14  
Besondere Zufahrten  

  
(1) Mehrkosten für zusätzliche oder stärker auszubauende  

Grundstückszufahrten im öffentlichen Verkehrsraum sind 
keine beitragsfähigen Aufwendungen im Sinne des § 2; 
auf ihre Anlegung durch die Gemeinde Badbergen besteht 
kein Rechtsanspruch.  

  
(2) Die besonderen Zufahrten können auf Antrag des Grund- 

stückseigentümers oder Erbbauberechtigten - vorbehalt-
lich der aufgrund anderer gesetzlicher Vorschriften erfor-
derlichen Genehmigungen - auf dessen Rechnung erstellt 
werden, sofern die bestehenden oder zu erwartenden Ver-
kehrsverhältnisse dies zulassen.  

 § 15 
Verrentung 

 
Die Gemeinde kann auf Antrag zulassen, dass ein Straßen-
ausbaubeitrag in Form einer Rente von höchstens 20 Jahres-
leistungen entrichtet wird. Der jeweilige Restbetrag wird jähr-
lich mit 3 Prozent über dem zu Beginn des Jahres geltenden 
Basiszinssatz nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
verzinst. 
 

 
§ 16 

Datenverarbeitung 
 
(1) Zur Ermittlung der Beitragspflichtigen und zur Festsetzung  

der Beiträge im Rahmen der Veranlagung nach dieser 
Satzung ist die Erhebung insbesondere folgender Daten – 
unter Beachtung der Vorschriften zum Datenschutz – er-
forderlich: 

     1.   Datenbestände, die der Gemeinde aus der Prüfung  
des gemeindlichen Vorkaufsrechts zustehen, 

     2.   Datenbestände aus dem automatisierten Liegen- 
schaftsbuch und der automatisierten Liegenschafts-
karte, 

     3.   Datenbestände aus den beim Grundbuchamt geführ- 
ten Grundbüchern, 

     4.   Datenbestände aus den bei der Bauaufsichtsbehörde  
geführten Bauakten sowie 

     5.   Daten aus verwaltungsseitig erstellten Fotodokumen- 
tationen. 

 
Erhoben werden insbesondere Angaben zu Grundstücks-
eigentümern, künftigen Grundstückseigentümern, Grund-
stücksbezeichnung, Eigentumsverhältnissen, Anschriften 
von derzeitigen und künftigen Grundstückseigentümern 
und sonst dinglich Berechtigten und Daten zur Ermittlung 
der Bemessungsgrundlage der einzelnen Grundstücke. 
 

(2) Die Gemeinde darf sich die in Absatz 1 genannten Daten  
von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln las-
sen. Die Daten dürfen nur zum Zwecke der Beitragserhe-
bung nach dieser Satzung weiterverarbeitet werden. 

 
 
 

§ 17  
Inkrafttreten  

  
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. Mit Inkrafttreten dieser Satzung tritt die Satzung vom 
17.03.1999, zuletzt geändert durch die 4. Änderungssatzung 
vom 23.09.2019, außer Kraft.  
 
 
Badbergen, den 23.03.2021 
  
 

Gemeinde Badbergen 
Werner Meier 
Bürgermeister 
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Der Rat der Gemeinde Badbergen hat in seiner Sitzung am 
22.03.2021 den vom Rech-nungsprüfungsamt des Landkrei-
ses Osnabrück geprüften Jahresabschluss für das Jahr 2018 
gemäß §§ 58 Abs. 1 Nr. 10, 129 Abs. 1 Niedersächsisches 
Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) beschlossen und 
dem Bürgermeister Entlastung erteilt. 
 
Der Jahresabschluss mit dem Rechenschaftsbericht sowie 
der Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes liegen in 
der Zeit vom 20.04.2021 bis 28.04.2021 im Gemeindebüro 
Badbergen, Am Markt 3, Zimmer 3, 49635 Badbergen, wäh-
rend der Dienststunden öffentlich aus und können nach Ter-
minvereinbarung eingesehen werden. 
 
 
Badbergen, 25.03.2021 
 
 

Gemeinde Badbergen 
Der Bürgermeister 

Werner Meier 
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Bekanntmachung 
über das Inkrafttreten des  

Bebauungsplanes Nr. 52 "Strater Land"  
der Gemeinde Badbergen 

 
 
Der Rat der Gemeinde Badbergen hat den Bebauungsplan 
Nr. 52 "Strater Land" nebst Begründung und Umweltbericht 
gemäß Baugesetzbuch in der aktuellen Fassung als Satzung 
beschlossen. Der Bebauungsplan wurde aus dem gültigen 
Flächennutzungsplan entwickelt. 
 
Der Geltungsbereich umfasst den Bereich des Flurstückes 
329/1 und eine Teilfläche (ca. 1.860 qm) des Flurstückes 
329/2, beide Flur 3 der Gemarkung Lechterke 
 
Der Bebauungsplan wird begrenzt: 
im Norden           durch das Flurstück 328 der Flur 3 der Ge- 

markung Lechterke; 
im Südosten       durch die Restfläche des Flurstückes 329/2,  

Flur 3 der Gemarkung Lechterke; 
im Südwesten   durch die Heidestraße (Flurstück 167/3, Flur  

3 der Gemarkung Lechterke); 
 
Mit dieser Bekanntmachung wird der Bebauungsplan Nr. 52 
„Strater Land“ nebst Begründung und Umweltbericht gemäß § 
10 Baugesetzbuch rechtsverbindlich.  
 
Der Bebauungsplan Nr. 52 „Strater Land" liegt ab sofort bei 
der Gemeinde Badbergen, Markt 3, Zimmer 3, 49635 Badber-
gen, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht aus.  
Jeder kann über den Inhalt dieses Bebauungsplanes Auskunft 
verlangen. 
 
Unbeachtlich werden nach § 215 BauGB 
-     eine nach § 214 Abs. 1. Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beacht- 

liche Verletzung der dort be-zeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften, 

-     eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB be- 
achtliche Verletzung der Vor-schriften über das Verhältnis 
des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes  

und 
-     nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des  

Abwägungsvorganges, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung als Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde Bad-
bergen unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Dies gilt entspre-
chend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a beachtlich sind. 
 
Sollten sich aufgrund der Festsetzungen des o. a. Bebau-
ungsplanes Entschädigungsansprüche herleiten lassen, wird 
auf die Vorschrift des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
des Baugesetzbuches über die fristgemäße Geltendmachung 
etwaiger Entschädigungsansprüche von durch den Bebau-
ungsplan eintretenden Vermögensnachteilen sowie über das 
Erlöschen der Entschädigungsansprüche hingewiesen. 
 
Badbergen, 25.03.2021 
 
 

Gemeinde Badbergen 
W. Meier 

Bürgermeister 
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Haushaltssatzung  
der Gemeinde Berge 

für das Haushaltsjahr 2021 
 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes in der zurzeit geltenden Fassung hat der Rat 
der Gemeinde Berge in seiner Sitzung am 17. März 2021 fol-
gende Haushaltssatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird 
 
1.   im Ergebnishaushalt 
     mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf                            3.123.600 € 
1.2    der ordentlichen Aufwendungen auf             3.180.200 € 
 
1.3   der außerordentlichen Erträge auf                               0 € 
1.4   der außerordentlichen Aufwendungen auf                   0 € 
 
1.5 Jahresergebnis                                                     -56.600 € 
 
2.   im Finanzhaushalt 
     mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender  
     Verwaltungstätigkeit auf                                   2.949.800 € 
2.2 der Auszahlungen aus laufender  
     Verwaltungstätigkeit auf                                   3.040.400 € 
 
2.3 der Einzahlungen für  
     Investitionstätigkeit auf                                          88.000 € 
2.4 der Auszahlungen für  
     Investitionstätigkeit auf                                        401.000 € 
 
2.5 der Einzahlungen für  
     Finanzierungstätigkeit auf                                   313.000 € 
2.6 der Auszahlungen für  
     Finanzierungstätigkeit auf                                     59.100 € 
 
2.7 Finanzierungsmittelbestand                               -149.700 € 
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festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: 
- Gesamtbetrag der  
Einzahlungen des Finanzhaushaltes                     3.350.800 € 
- Gesamtbetrag der  
Auszahlungen des Finanzhaushaltes                    3.500.500 € 
 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für In-
vestitionen und Investitionsför-derungsmaßnahmen (Krediter-
mächtigung) wird auf 313.000 € festgesetzt. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2021 Liquidi-
tätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 480.000 € 
festgesetzt. 
 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze für die Realsteuern werden für das Haus-
haltsjahr 2021 wie folgt festgesetzt: 
 
1.        Grundsteuer 
 
1.1      für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe  
           (Grundsteuer A)                                                360 v.H. 
1.2      für die Grundstücke (Grundsteuer B)               360 v.H. 
 
2.        Gewerbesteuer                                                 360 v.H. 
 
 

§ 6 
 
Über- bzw. außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlun-
gen im Sinne des § 117 Abs. 1 Satz 2 NKomVG gelten als un-
erheblich, wenn sie 10.000 € nicht übersteigen. 
 

 
§ 7 

 
Die Wertgrenze für Investitionen von erheblicher finanzieller 
Bedeutung im Sinne des § 12 Abs. 1 KomHKVO wird auf  
200.000 € festgelegt. 
 
 
Berge, den 29.03.2021 
 

 
Gemeinde Berge 

Brandt 
Bürgermeister 

 
 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2021 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Die nach § 120 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunalver-
fassungsgesetzes (NKomVG) erforderliche Genehmigung ist 
durch den Landkreis Osnabrück – Kommunalaufsicht – am 
29. März 2021 unter dem Aktenzeichen 11.3 Re erteilt wor-
den. 
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG 
vom 19. April 2021 bis 27. April 2021 nach vorheriger Termin-
absprache zur Einsichtnahme in der Gemeindeverwaltung 
Berge, Tempelstraße 8, 49626 Berge, öffentlich aus. 
 
Berge, den 29.03.2021 
 
 

Gemeinde Berge 
Brandt 

Bürgermeister 
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Bekanntmachung 
des Bebauungsplanes Nr. 197 „Brinkweg IV.Teil“ 

der Gemeinde Hagen a.T.W., Landkreis Osnabrück 
 
 
Der Rat der Gemeinde Hagen a.T.W. hat in seiner Sitzung am 
11. März 2021 den Bebauungsplan Nr. 197 „Brinkweg IV. Teil“, 
bestehend aus der Planzeichnung, der Begründung und den 
textlichen Festsetzungen mit örtlichen Bauvorschriften über 
die Gestaltung gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) als Sat-
zung beschlossen. 
 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgte im Rahmen 
der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren nach § 13 
a BauGB.  
 
Der Geltungsbereich liegt in der Gemeinde Hagen a.T.W. öst-
lich der Straße Erlenweg und nördlich des Ahornweges. Er 
umfasst dort die Flurstücke 130/23, 138/11 sowie 138/9 und in 
Teilen die Flurstücke 124/12, 124/13, 130/9 sowie 130/22 der 
Flur Nr. 2, Gemarkung Hagen. Der Geltungsbereich hat eine 
Größe von ca. 0,4 ha. 
 
Die Lage des Plangebietes ist aus der nachstehenden Über-
sichtskarte ersichtlich.  
 

  
Der Beschluss der Gemeinde Hagen a.T.W. wird hiermit gem. 
§ 10 Abs. 3 S. 1 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 197 „Brinkweg IV. Teil“, bestehend 
aus der Planzeichnung, der Begründung und den textlichen 
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Festsetzungen liegt ab sofort bei der Gemeindeverwaltung 
Hagen a.T.W., Schulstraße 7, 49170 Hagen a.T.W., Zimmer-
Nr. 20, während der Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht 
aus. Jedermann kann über den Inhalt des Bebauungsplanes 
auch Auskunft verlangen. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 197 
„Brinkweg IV. Teil“ gem. § 10 Abs. 3 S. 4 BauGB in Kraft. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 215 Abs. 1 BauGB 
eine nach § 214 Abs.1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungspla-
nes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs unbeachtlich werden, wenn sie 
nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde Hagen a.T.W. unter Dar-
legung des die Verletzung begründenden Sachverhalts gel-
tend gemacht worden sind. Dies gilt entsprechend, wenn Feh-
ler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich sind.  
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 
4 des Baugesetzbuches über die Entschädigung von durch 
den Bebauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen so-
wie über die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Ent-
schädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 
 
Hagen a.T.W., 31.03.2021 
                                                                                             
 

Gemeinde Hagen a.T.W. 
Der Bürgermeister 

Gausmann 
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2. Satzung  
zur Änderung der 

Feuerwehrorganisationssatzung (FOS) 
für die Freiwillige Feuerwehr in der  

Stadt Georgsmarienhütte 
 
 
Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 
576), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
17.02.2021 (Nds. GVBl. S. 63) und der §§ 1 und 2 des Nieder-
sächsischen Brandschutzgesetzes (NBrandSchG) vom 
18.07.2012 (Nds. GVBl. S. 269), zuletzt geändert durch Art. 3 
und 6 des Gesetzes vom 20.05.2019 (Nds. GVBl. S.88) hat 
der Rat der Stadt Georgsmarienhütte am 25.03.2021 folgende 
Satzung beschlossen: 
 
I.    Die Feuerwehrorganisationssatzung (FOS) für die Freiwil- 

lige Feuerwehr in der Stadt Georgsmarienhütte vom 
17.12.2015 wird wie folgt geändert: 

 
§ 2 erhält die nachstehende Fassung: 

 
§ 2   

Leitung der Freiwilligen Feuerwehr  
 

(1) Die Freiwillige Feuerwehr der Stadt Georgsmarienhütte  
wird von der Stadtbrandmeisterin oder dem Stadtbrand-
meister geleitet (§ 20 Abs. 1 Satz 1 NBrandSchG). Im Ver-

hinderungsfalle erfolgt die Vertretung in allen Dienstange-
legenheiten durch die stellvertretende Stadtbrandmeiste-
rin oder den stellvertretenden Stadtbrandmeister. Sie sind 
im Dienst Vorgesetzte der Mitglieder der Freiwilligen Feu-
erwehr. 

 
(2) Im Bedarfsfall können bis zu zwei stellvertretende Stadt- 

brandmeisterinnen oder stellvertretende Stadtbrandmeis-
ter benannt werden. Sofern zwei stellvertretende Stadt-
brandmeisterinnen oder zwei stellvertretende Stadtbrand-
meister benannt sind, üben diese ihre Tätigkeit gleichbe-
rechtigt aus. 

 
(3) Bei der Erfüllung der Aufgaben ist die von der Stadt Ge- 

orgsmarienhütte erlassene „Dienstanweisung für Stadt- 
und Ortsbrandmeister der Freiwilligen Feuerwehr“ zu be-
achten. 

 
§ 3 erhält die nachstehende Fassung: 
 

§ 3   
Leitung der Ortsfeuerwehr 

 
(1) Die Ortsfeuerwehr wird von der Ortsbrandmeisterin oder  

dem Ortsbrandmeister geleitet (§ 20 Abs. 1 Satz 2 
NBrandSchG). Im Verhinderungsfalle erfolgt die Vertre-
tung in allen Dienstangelegenheiten durch die stellvertre-
tende Ortsbrandmeisterin oder den stellvertretenden Orts-
brandmeister. Sie sind im Dienst Vorgesetzte der Mitglie-
der der Ortsfeuerwehr.  

 
(2) Im Bedarfsfall können bis zu zwei stellvertretende Orts- 

brandmeisterinnen oder stellvertretende Ortsbrandmeister 
benannt werden. Sofern zwei stellvertretende Ortsbrand-
meisterinnen oder zwei stellvertretende Ortsrandmeister 
benannt sind, üben diese ihre Tätigkeit gleichberechtigt 
aus. 
 

(3) Bei der Erfüllung der Aufgaben ist die von der Stadt Ge- 
orgsmarienhütte erlassene „Dienstanweisung für Stadt- 
und Ortsbrandmeister der Freiwilligen Feuerwehr“ zu be-
achten. 

 
§ 5 erhält ab dem Abs. 2 die folgende Fassung: 
 
(2)    Das Stadtkommando besteht aus 
     a)   der Stadtbrandmeisterin oder dem Stadtbrandmeister  

als Leiterin oder Leiter, 
     b)   der/den stellvertretenden Stadtbrandmeisterin/innen  

oder dem/den stellvertretenden Stadtbrandmeister/n 
     c)   den Ortsbrandmeisterinnen und den Ortsbrandmeis- 

tern als Beisitzerinnen oder Beisitzer kraft Amtes 
     d)   den stellvertretenden Ortsbrandmeisterinnen oder den  

stellvertretenden Ortsbrandmeistern als Beisitzerinnen 
oder Beisitzer kraft Amtes 

     e)   je einem gewählten Mitglied der jeweiligen Ortswehr  
als Beisitzerinnen oder Beisitzer. 
 

(3) Sind für eine Ortsfeuerwehr zwei stellvertretende Orts- 
brandmeisterinnen oder Ortsbrandmeister benannt, ist nur 
die erste stellvertretende Ortsbrandmeisterin bzw. der ers-
te stellvertretende Ortsbrandmeister Mitglied im Stadtkom-
mando. Eine Übertragung der Mitgliedschaftsrechte auf 
die zweite stellvertretende Ortsbrandmeisterin bzw. den 
zweiten stellvertretenden Ortsbrandmeister ist nicht mög-
lich. 
 

(4) Die Beisitzerinnen und Beisitzer nach Absatz 2 Buchstabe  
e) werden von den Mitgliedern der Ortsfeuerwehren aus 
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den Angehörigen der Einsatzabteilung der Freiwilligen 
Feuerwehr für die Dauer von drei Jahren gewählt. Außer-
dem hat jede Ortsfeuerwehr eine Vertreterin oder einen 
Vertreter für die Mitglieder der Ortsfeuerwehr nach Abs. 2 
c) bis e) für die Dauer von drei Jahren zu wählen. Eine 
Wiederwahl der Beisitzerin oder des Beisitzers und der 
Vertreterin oder des Vertreters ist zulässig. 
 

(5) Die Stadtbrandmeisterin oder der Stadtbrandmeister kann  
weitere Mitglieder der Feuerwehr oder sachkundige Per-
sonen zu Sitzungen des Stadtkommandos hinzuziehen. 
Diese haben kein Stimmrecht. 

 
(6) Die Stadtbrandmeisterin oder der Stadtbrandmeister kann  

die Beisitzer nach Absatz 2 Buchst. e) bei Vorliegen eines 
wichtigen Grundes nach Anhörung des Stadtkommandos 
vorzeitig abberufen.  

 
(7) Das Stadtkommando wird von der Stadtbrandmeisterin  

oder dem Stadtbrandmeister bei Bedarf, mindestens je-
doch zweimal im Jahr, mit zweiwöchiger Ladungsfrist un-
ter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Ladungs-
frist kann in dringenden Fällen angemessen verkürzt wer-
den. Das Stadtkommando ist einzuberufen, wenn die 
Stadt Georgsmarienhütte oder mehr als die Hälfte der 
Stadtkommandomitglieder dies unter Angabe des Grun-
des verlangen. 

 
(8) Das Stadtkommando ist beschlussfähig, wenn nach ord- 

nungsgemäßer Ladung mehr als die Hälfte seiner Mitglie-
der anwesend ist. 

 
(9) Beschlüsse des Stadtkommandos werden mit der Mehr- 

heit der anwesenden Mitglieder gefasst. Stimmengleich-
heit gilt als Ablehnung. Es wird offen abgestimmt. Abwei-
chend davon wird, wenn ein Mitglied des Stadtkomman-
dos es verlangt, schriftlich abgestimmt. 

 
(10)Über jede Sitzung des Stadtkommandos ist eine Nieder- 

schrift zu fertigen, die von der Stadtbrandmeisterin oder 
dem Stadtbrandmeister und einem weiteren Mitglied des 
Stadtkommandos (Schriftwartin oder Schriftwart) zu unter-
zeichnen ist. Eine Ausfertigung der Niederschrift ist der 
Stadt Georgsmarienhütte zuzuleiten. 

 
§ 6 erhält ab dem Abs. 3 die folgende Fassung: 
 
(3) Das Ortskommando besteht aus 
     a)   der Ortsbrandmeisterin oder dem Ortsbrandmeister als  

Leiterin oder Leiter, 
     b)   der/den stellvertretenden Ortsbrandmeisterin/innen  

oder dem/den stellvertretenden Ortsbrandmeister/n, 
     c)   fünf Beisitzerinnen oder Beisitzern. 
 
(4) Die Beisitzerinnen und Beisitzer nach Satz 1 Buchstabe c  

werden von der Mitgliederversammlung der Ortsfeuerwehr 
aus den Angehörigen der Einsatzabteilung der Ortsfeuer-
wehr für die Dauer von drei Jahren gewählt. Eine Wieder-
wahl ist zulässig. 

 
(5) Die Ortsbrandmeisterin oder der Ortsbrandmeister kann  

die Beisitzer nach Absatz 3, Satz 1, Buchst. c) bei Vorlie-
gen eines wichtigen Grundes nach Anhörung der Mitglie-
derversammlung vorzeitig abberufen. 

 
(6) Das Ortskommando wird von der Ortsbrandmeisterin oder  

dem Ortsbrandmeister bei Bedarf, mindestens jedoch 
zweimal im Jahr mit zweiwöchiger Ladungsfrist unter An-
gabe der Tagesordnung einberufen. Die Ladungsfrist kann 

in dringenden Fällen angemessen verkürzt werden. Das 
Ortskommando ist einzuberufen, wenn die Stadtbrand-
meisterin oder der Stadtbrandmeister oder mehr als die 
Hälfte der Ortskommandomitglieder dies unter Angabe 
des Grundes verlangen. Die Stadtbrandmeisterin oder der 
Stadtbrandmeister können an allen Sitzungen des Orts-
kommandos mit beratender Stimme teilnehmen. Für Be-
schlüsse des Ortskommandos gelten § 5 Abs. 8 und 9 ent-
sprechend. 
 

(7) Über jede Sitzung des Ortskommandos ist eine Nieder- 
schrift zu fertigen, die von der Ortsbrandmeisterin oder 
dem Ortsbrandmeister und einem weiteren Mitglied des 
Ortskommandos (Schriftwartin oder Schriftwart) zu unter-
zeichnen ist. Eine Ausfertigung der Niederschrift ist der 
Stadtbrandmeisterin oder dem Stadtbrandmeister zuzulei-
ten. 

 
(8) Es können Funktionsträgerinnen oder Funktionsträger  

(Zug-, und Gruppenführer, Sicherheitsbeauftragter, Atem-
schutzgerätewart, Gerätewart, Kassenwart, Jugendfeuer-
wehrwart und Schriftwart) zu den Sitzungen des Ortskom-
mandos mit beratender Stimme eingeladen werden. 

 
 
§ 12 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt geändert: 
 
     § 9 Abs. 1 und 2 gilt entsprechend. 
 
 
 
 
II.   Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im  

„Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück“ in Kraft. 
 
 
Georgsmarienhütte, den 25.03.2021 
 
 

Stadt Georgsmarienhütte 
(Siegel)                         Dagmar Bahlo 

Bürgermeisterin 
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Haushaltssatzung 
der Stadt Bersenbrück  

für das Haushaltsjahr 2021 
 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Stadt Bersenbrück 
in der Sitzung am 18.02.2021 folgende Haushaltssatzung für 
das Haushaltsjahr 2021 beschlossen: 
 

§ 1 
 
 Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird 
 
1.   im Ergebnishaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf                          11.800.300 € 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf               11.791.100 € 
     Überschuss aus ordentlichem Ergebnis                 9.200 € 
      
1.3 der außerordentlichen Erträge auf                                 0 € 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen                           0 € 
     Überschuss aus außerordentlichem Ergebnis               0 € 
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2.   im Finanzhaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 auf Einzahlungen aus laufender  
           Verwaltungstätigkeit                                  10.958.700 € 
2.2 auf Auszahlungen aus laufender  
           Verwaltungstätigkeit                                    9.953.000 € 
            
2.3 auf Einzahlungen für Investitionstätigkeit            170.000 € 
2.4 auf Auszahlungen für Investitionstätigkeit        1.603.600 € 
            
2.5 auf Einzahlungen für  
           Finanzierungstätigkeit                                 1.202.800 € 
2.6 auf Auszahlungen für  
           Finanzierungstätigkeit                                    774.900 € 
 
 
Nachrichtlich 
Gesamtbetrag der  
Einzahlungen des Finanzhaushaltes                   12.331.500 € 
Gesamtbetrag der  
Auszahlungen des Finanzhaushaltes                  12.331.500 € 
Finanzmittelüberschuss/-defizit 2021                                  0 € 
 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für In-
vestitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Krediter-
mächtigung) wird auf 1.202.800 € festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden im Haushaltsjahr 2021 
nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2021 Liquidi-
tätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in An-
spruch genommen werden dürfen, wird auf 2.000.000 € fest-
gesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für 
das Haushaltsjahr 2021 wie folgt festgesetzt: 
 
1.   Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe  
     (Grundsteuer A)                                                      380 v.H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B)                    380 v.H. 
 
2.  Gewerbesteuer                                                       395 v.H. 
 

§ 6 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlun-
gen im Sinne des § 117 NKomVG gelten als unerheblich, 
wenn sie 25.000 € nicht übersteigen.  
 

 
§ 7 

 
Die Notwendigkeit einer Nachtragshaushaltssatzung im Sinne 
des § 115 Abs. 2 Nr. 2 NKomVG ist gegeben, wenn sich Mehr-
aufwendungen ergeben, die im Einzelfall 5 v.H. der Gesamt-
aufwendungen des Ergebnishaushaltes übersteigen. Gleiches 
gilt für Mehrauszahlungen in Bezug auf die Gesamtauszahlun-
gen des Finanzhaushaltes.   

§ 8 
 
Die Wertgrenze für Investitionen von erheblicher Bedeutung 
im Sinne von § 12 Abs. 1 Satz 1 KomHKVO wird auf 500.000 
€ festgesetzt.  
 
 
Bersenbrück, den 
 

Stadt Bersenbrück 
Der Bürgermeister 

Klütsch      
 
 
 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung 2021 
 

Vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Gemäß § 120 Abs. 2 
Nds. Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) ist die für § 
2 (Kreditermächtigung) der Haushaltssatzung erforderliche 
Genehmigung durch den Landkreis Osnabrück am 
30.03.2021 unter dem Aktenzeichen 11.3 Re erteilt worden.  
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG 
vom 16.04. bis zum 28.04.2021 zur Einsichtnahme in der 
Stadtverwaltung, Markt 4 - 6, 49593 Bersenbrück, während 
der Dienststunden öffentlich aus.  
 
Darüber hinaus kann der Haushaltsplan im Internet eingese-
hen werden unter https://www.bersenbrueck.de/staticsite/sta-
ticsite.php?menuid=3102&topmenu=2999. 
 
 
Bersenbrück, den 30.03.2021 
 

Stadt Bersenbrück 
Der Bürgermeister 

Klütsch 
 
Nachtrag zum Veröffentlichungshinweis: 
Alle Interessierten, die die Haushaltssatzung 2021 einsehen 
möchten, setzen sich bitte mit der Stadt Bersenbrück, Tel. 
(05439) 60294-660, Mail stadtverwaltung@bersenbrueck.de, 
in Verbindung. 
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Bekanntmachung 
der Stadt Georgsmarienhütte 

über das Inkrafttreten der Satzung nach § 35 Abs. 6 
BauGB Außenbereichssatzung „Am Hilgenstein” 

gem. Baugesetzbuch i. d. F. der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 08.08.2020 (BGBl. I S. 1728) m. W. v. 

14.08.2020 bzw. 01.11.2020 
 
 
Der Rat der Stadt Georgsmarienhütte hat am 25.03.2021 die 
Außenbereichssatzung „Am Hilgenstein“ als Satzung gem. § 
10 BauGB sowie die Begründung beschlossen.  
 
Der Geltungsbereich der Außenbereichssatzung kann dem 
nachstehenden Planausschnitt - unmaßstäbliche Verkleine-



rung der Deutschen Grundkarte - entnommen werden; Ver-
vielfältigungserlaubnis erteilt durch das Landesamt für Geoin-
formation und Landentwicklung Niedersachsen (LGLN) Re-
gionaldirektion Osnabrück für die Stadt Georgsmarienhütte; 
der Geltungsbereich ist gerastert dargestellt. 

 
Mit dieser Bekanntmachung wird die Außenbereichssatzung 
gem. § 10 Baugesetzbuch rechtsverbindlich und liegt ein-
schließlich Begründung vom Tage dieser Bekanntmachung an 
im Rathaus der Stadt Georgsmarienhütte, Oeseder Straße 
85, Zimmer 242/243, 49124 Georgsmarienhütte während der 
Dienststunden zu jedermanns Einsicht aus.  
 
Auf die Rechtsfolgen des § 215 BauGB wird hingewiesen.  
Danach werden eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. bis 3 
BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des 
§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung des Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächen-
nutzungsplans und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorganges unbeachtlich, wenn 
sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung des 
Flächennutzungsplanes schriftlich gegenüber der Stadt Ge-
orgsmarienhütte unter Darlegung des die Verletzung begrün-
denden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Sollten sich aufgrund der Festsetzungen der o. g. Ergän-
zungssatzung Entschädigungsansprüche herleiten lassen, 
wird auf die Vorschrift des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 
4 des Baugesetzbuches über die fristgemäße Geltendma-
chung etwaiger Entschädigungsansprüche von durch die Er-
gänzungssatzung eingetretenen Vermögensnachteilen sowie 
über Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche 
hingewiesen.  
 
Georgsmarienhütte, 30.03.2021 

Stadt Georgsmarienhütte  
Die Bürgermeisterin  
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Satzung 
über die Erhebung von Beiträgen  

nach § 6 Nds. Kommunalabgabengesetzes (NKAG)  
für straßenbauliche Maßnahmen in der  

Samtgemeinde Artland 
(Straßenausbaubeitragssatzung – ABS) 

 
 
Aufgrund der §§ 10, 11, 58 und 111 des Niedersächsisches 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung 
vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576) und § 6 des Niedersäch-
sisches Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung 
vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. S. 121), jeweils in den derzeit 
gültigen Fassungen, hat der Rat der Samtgemeinde Artland in 
seiner Sitzung am 25.03.2021 folgende Satzung beschlossen. 
 
 

Inhaltsübersicht 
 
§ 1      Beitragsfähige Maßnahme 
§ 2      Umfang des beitragsfähigen Aufwandes 
§ 3      Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes 
§ 4      Anteil der Samtgemeinde am beitragsfähigen Aufwand 
§ 5      Verteilung des umlagefähigen Aufwandes 
§ 6      Nutzungsfaktoren für Grundstücke mit sonstiger Nut- 

zung 
§ 7      Aufwandspaltung 
§ 8      Entstehen der Beitragspflicht 
§ 9      Vorausleistungen 
§ 10    Beitragspflichtige 
§ 11     Beitragsbescheid 
§ 12    Fälligkeit 
§ 13    Ablösung 
§ 14    Erlass für mehrfach bevorteilte Grundstücke 
§ 15    Verrentung 
§ 16    Datenverarbeitung 
§ 17    Inkrafttreten 
 

§ 1 
Beitragsfähige Maßnahme 

 
(1) Zur teilweisen Deckung ihres Aufwandes für die Herstel- 

lung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Er-
neuerung der Gemeindeverbindungsstraßen erhebt die 
Samtgemeinde Artland nach Maßgabe dieser Satzung 
Beiträge von den Grundstückseigentümern, denen die 
Möglichkeit der Inanspruchnahme dieser Gemeindever-
bindungsstraßen besondere wirtschaftliche Vorteile bietet. 
 

(2) Die Samtgemeinde ermittelt den beitragsfähigen Aufwand  
jeweils für die einzelne Ausbaumaßnahme. Sie kann den 
Aufwand auch hiervon abweichend für bestimmte Teile ei-
ner Maßnahme (Aufwandsspaltung) oder für einen selb-
ständig nutzbaren Abschnitt einer Maßnahme (Abschnitts-
bildung) gesondert ermitteln. 
 

(3) Inhalt und Umfang der beitragsfähigen Maßnahme werden  
durch das Bauprogramm bestimmt. Das Bauprogramm 
wird durch die Samtgemeinde formlos festgelegt. 

 
§ 2 

Umfang des beitragsfähigen Aufwandes 
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(1) Zum beitragsfähigen Aufwand gehören die Kosten 
     1.   für den Erwerb (einschließlich aufstehender Bauten  

und Erwerbsnebenkosten) der für die Herstellung, Er-
weiterung, Verbesserung oder Erneuerung der Ge-
meindeverbindungsstraßen benötigten Grundflächen; 
dazu gehört auch der Wert der von der Samtgemeinde 
hierfür aus ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen 
im Zeitpunkt der Bereitstellung; 

     2.   für die Anschaffung der öffentlichen Einrichtungen; 
     3.   für die Freilegung der Fläche; 
     4.   für die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder  

Erneuerung der Fahrbahn mit Unterbau und Decke so-
wie für notwendige Erhöhungen und Vertiefungen ein-
schließlich der Anschlüsse an andere Straßen sowie 
Aufwendungen und Ersatzleistungen wegen Verände-
rung des Straßenniveaus; 

     5.   für die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder  
Erneuerung von 

           a)   Randsteinen und Schrammborden, 
           b)   Rad- und Gehwegen, sowie kombinierten Rad- und  

Gehwegen, 
           c)   Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen so- 

wie Bankette, 
           d)   Beleuchtungseinrichtungen, 
           e)   Rinnen- und andere Einrichtungen für die Oberflä- 

chenentwässerung der Gemeindeverbindungsstra-
ßen, 

           f)    Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 
           g)   Parkflächen (auch Standspuren, Busbuchten und  

Bushaltestellen) und Grünanlagen, soweit sie Be-
standteil der Gemeindeverbindungsstraßen sind; 

     6.   der Fremdfinanzierung; 
     7.   die zum Ausgleich oder zum Ersatz eines durch eine  

beitragsfähige Maßnahme bewirkten Eingriffs in Natur 
und Landschaft zu erbringen sind; 

     8.   der Beauftragung Dritter mit der Planung und Baulei- 
tung; 

     9.   des Personals der Samtgemeinde der für Maßnahmen  
nach § 1 Abs. 1 zu erbringenden Werk- und Dienstleis-
tungen. 

 
(2) Der beitragsfähige Aufwand umfasst nicht die Kosten für  

Brücken, Tunnels und Unterführungen mit den dazugehö-
rigen Rampen. 

 
§ 3 

Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes 
 
(1) Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen  

Kosten ermittelt. 
 

(2) Der Aufwand für 
     1.   Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 
     2.   Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, 
     3.   Ersatzleistungen wegen Veränderung des Straßenni- 

veaus, 
     wird den Kosten der Fahrbahn zugerechnet. 
 
(3) Der beitragsfähige Aufwand nach § 2 für die Herstellung,  

Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung 
der Gemeindeverbindungsstraßen mindert sich 

     a)   um solche Kosten, die durch die notwendige Beseiti- 
gung von schädlichen Bodenveränderungen oder Alt-
lasten entstehen, sofern diese im Rahmen der Beseiti-
gung der Technischen Regel Boden/Bauschutt der LA-
GA M 20 der Zuordnungsklasse größer Z 2 unterfallen. 
Kosten der Beseitigung sind ausschließlich Kosten für 
den Transport und die Entsorgung des verunreinigten 
Bodenmaterials. 

     b)   Der beitragsfähige Aufwand mindert sich ebenfalls um  
die Kosten für den Transport und die Entsorgung von 
Teer-/pechhaltigem und/oder asbesthaltigem Straßen-
aufbruch, für den eine Andienungspflicht für gefährli-
che Abfälle zur Beseitigung gegenüber der NGS (Nds. 
Gesellschaft zur Erdablagerung von Sonderabfall 
mbH) besteht. 

 
 

§ 4 
Anteil der Samtgemeinde am beitragsfähigen Aufwand 

 
(1) Die Samtgemeinde trägt zur Abgeltung des sich für die All- 

gemeinheit aus der Inanspruchnahme der Gemeindever-
bindungsstraße ergebenden besonderen Vorteils von dem 
beitragsfähigen Aufwand den sich aus Abs. 2 ergebenden 
Anteil. Den übrigen Teil des beitragsfähigen Aufwandes 
tragen die Beitragspflichtigen und die Samtgemeinde, so-
weit sie Eigentümerin oder Erbbauberechtigte eines be-
rücksichtigungsfähigen Grundstücks ist. 
 

(2) Der zur Abgeltung der Inanspruchnahme der Gemeinde- 
verbindungsstraße durch die Allgemeinheit auf die Samt-
gemeinde entfallene Anteil am beitragsfähigen Aufwand 
beträgt 70 v.H..  
 

(3) Zuschüsse Dritter sind, soweit der Zuschussgeber nichts  
anderes bestimmt hat, zunächst vom ermittelten Aufwand 
gemäß § 3 (1) abzuziehen.  
 

(4) Die Samtgemeinde kann im Einzelfall vor Entstehen der  
sachlichen Beitragspflichten durch eine ergänzende Sat-
zung von dem Anteil nach Abs. 2 abweichen, wenn wichti-
ge Gründe für eine andere Vorteilsbemessung sprechen. 

 
 

§ 5 
Verteilung des umlagefähigen Aufwandes 

 
(1) Der umlagefähige Ausbauaufwand wird auf die Grundstü- 

cke verteilt, von denen aus die Möglichkeit der Inan-
spruchnahme der ausgebauten Gemeindeverbindungs-
straße oder eines bestimmten Abschnitts von ihr besteht 
(berücksichtigungspflichtige Grundstücke). Die Verteilung 
des Aufwandes auf diese Grundstücke erfolgt im Verhält-
nis der Nutzflächen, die sich für diese Grundstücke aus 
der Vervielfachung der maßgeblichen Grundstücksfläche 
mit dem nach § 6 maßgeblichen Nutzungsfaktor ergeben. 
 

(2) Bei berücksichtigungspflichtigen Grundstücken, die 
     1.   nur in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung  

vergleichbaren Weise nutzbar sind (z.B. Friedhöfe, 
Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) 
oder tatsächlich so genutzt werden, 

oder 
     2.   im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen ent- 

sprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan 
nur in anderer Weise nutzbar sind (landwirtschaftliche 
Nutzung), 

ist die Gesamtfläche des Grundstücks im bürgerlich-recht-
lichen Sinn zugrunde zu legen. 

 
 

§ 6 
Nutzungsfaktoren für Grundstücke  

mit sonstiger Nutzung 
 
(1) Für die Flächen nach § 5 Abs. 2 gelten als Nutzungsfakto- 

ren bei Grundstücken, die 
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     1.   aufgrund entsprechender Festsetzungen in 
           einem Bebauungsplan nur in einer der baulichen 
           oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren 
           Weise nutzbar sind (z.B. Friedhöfe, Sport- und 
           Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder 
           tatsächlich so genutzt werden                                 0,5, 
     2.   im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder 
           wegen entsprechender Festsetzungen in einem 
           Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar 
           sind (z.B. landwirtschaftliche Nutzung), wenn 
           a)   sie ohne Bebauung sind, bei 
                 aa) Waldbestand oder wirtschaftlich 
                      nutzbaren Wasserflächen                       0,0167, 
                 bb) Nutzung als Grünland, Ackerland oder 
                      Gartenland                                              0,0333, 
                 cc) gewerbliche Nutzung 

      (z.B. Bodenabbau oder ähnlichem)       1,0000, 
      was auch dann wie folgt gilt, wenn sich 

                      auf ihnen Windkraft- oder selbstständige 
          Photovoltaikanlagen befinden: 
          Selbständige Photovoltaikanlagen: 
          Für Grundstücks(teil)flächen, die mit Modulen 
          der PV-Anlage bedeckt sind, gilt der Nutzungs- 
          faktor:                                                                 1,0000, 
          für den übrigen nach Abzug des Produkts ver- 
          bleibenden Teil der Grundstücksfläche (Rest- 
          fläche) gilt aa) bzw. bb) 
 
          Windkraftanlagen: 
          Für Windkraftanlagen wird eine Fläche zugrunde 
          gelegt, die sich nach folgender Formel berechnet: 
                F = 2r x HNabe + π x r² 
                                                2 
      
          „F“ ist dabei die Fläche des Grundstücks, die mit dem 

Vervielfältiger 1,000 berücksichtigt wird, höchstens  
jedoch mit der tatsächlichen Grundstückfläche. Der  
übrige verbleibende Teil der Grundstücksfläche wird 
mit dem Vervielfältiger nach aa) bzw. bb) berücksich-
tigt. 
Der Buchstabe „r“ bezeichnet den größtmöglichen Ra 
dius des Rotors einer Windkraftanlage in Metern (Ro-
torlänge). 

          Der Buchstabe „HNabe“ bezeichnet die Nabenhöhe ei- 
ner Windkraftanlage mit dem höchstmöglichen Rotor-
radius. Die Bezeichnung „π“ bezeichnet die entspre-
chende mathematische Größe. 
  

     b)   sie in einer der baulichen oder gewerblichen 
           Nutzung vergleichbaren Weise genutzt 
           werden (z.B. Friedhöfe, Sport und Festplätze,  
           Freibäder, Dauerkleingärten, Campingplätze  
           ohne Bebauung)                                                      0,5, 
     c)   auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche 
           Hofstellen einschließlich der auf ihnen im Rahmen  
           der landwirtschaftlichen Nutzung betriebene  
           Biogasanlagen oder landwirtschaftliche Neben- 
           gebäude (z.B. Feldscheunen) vorhanden sind, 
           für eine Teilfläche, die sich rechnerisch 
           aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt 
           durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt,                   1,0, 
           mit Zuschlägen von je 0,2500 für jedes  
           weitere über dem ersten Vollgeschoss  
           liegende Vollgeschoss, 
           für die Restfläche gilt lit. a), 
     d)   sie als Campingplatz genutzt werden und eine 
           Bebauung besteht, für eine Teilfläche, die 
           sich rechnerisch aus der Grundfläche der  
           Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächen- 

           zahl 0,2 ergibt                                                          1,0, 
           mit Zuschlägen von je 0,2500 für jedes weitere  
           über dem ersten Vollgeschoss tatsächlich  
           vorhandene Vollgeschoss, für die Restfläche  
           gilt lit. b), 
     e)   auf ihnen außerhalb von landwirtschaftlichen  
           Hofstellen Biogasanlagen gewerblich betrieben  
           werden, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch  
           aus der Grundfläche der Einrichtung der Biogas- 
           anlage geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2  
           ergibt                                                                        1,5, 
           für die Restfläche gilt lit. a) 
     f)    sie gewerblich genutzt und bebaut sind, 
           für eine Teilfläche, die sich rechnerisch 
           aus der Grundfläche der Baulichkeiten geteilt 
           durch die Grundflächenzahl 0,2 ergibt,                    1,5 
           mit Zuschlägen von je 0,3750 für 
           jedes weitere über dem ersten Vollgeschoss  
           tatsächlich vorhandene Vollgeschoss,  
           für die Restfläche gilt lit. a), 
     g)   sie ganz oder teilweise im Geltungsbereich 
           einer Satzung nach § 35 Abs. 6 BauGB liegen, 
           für die von der Satzung erfassten Teilflächen 
           aa) mit Baulichkeiten, die kleinen Handwerks- 
                oder Gewerbebetrieben dienen,                         1,5 
                mit Zuschlägen von je 0,3750 für jedes  
                 über dem ersten Vollgeschoss tatsächlich  
                 vorhandene weitere Vollgeschoss, 
                für die Restfläche gilt a) 
           bb) mit sonstigen Baulichkeiten oder ohne 
                 Bebauung                                                           1,0 
                mit Zuschlägen von je 0,2500 für jedes  
                über dem ersten Vollgeschoss tatsächlich  
                vorhandene weitere Vollgeschoss, 
                für die Restfläche gilt lit. a). 
 
(2) Als Vollgeschoss i.S. von Abs. 1 Nr. 2 gelten alle Geschos- 

se, die nach landesrechtlichen Vorschriften Vollgeschosse 
sind. Kirchengebäude und Biogasanlagen werden stets 
wie eine Bebauung mit einem Vollgeschoss behandelt. 
Besteht im Einzelfall wegen der Besonderheit des Bau-
werks in ihm kein Vollgeschoss i.S. der Landesbauord-
nung, so werden bei gewerblich oder industriell genutzten 
Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei allen in an-
derer Weise baulich genutzten Grundstücken je vollendete 
2,20 m Höhe des Bauwerks (Traufhöhe) als ein Vollge-
schoss gerechnet. 

 
 

§ 7 
Aufwandsspaltung 

 
Der Beitrag kann selbstständig erhoben werden für einzelne 
oder mehrere der folgenden Teileinrichtungen – ohne Bindung 
an eine bestimmte Reihenfolge – für: 
     1.   die Kosten des Grunderwerbs der Gemeindeverbin- 

dungsstraße, 
     2.   die Kosten der Freilegung für die Durchführung der  

Baumaßnahme, 
     3.   die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Er- 

neuerung der Fahrbahn, 
     4.   die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Er- 

neuerung der Radwege oder eines von ihnen, 
     5.   die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Er- 

neuerung der Gehwege oder eines von ihnen, 
     6.   die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Er- 

neuerung kombinierter Rad- und Gehwege oder eines 
von ihnen, 

     7.   die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Er- 
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neuerung der Oberflächenentwässerung der Gemein-
deverbindungsstraße, 

     8.   die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Er- 
neuerung der Beleuchtungseinrichtung der Gemeinde-
verbindungsstraße, 

     9.   die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Er- 
neuerung der Parkflächen, 

     10. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung oder Er- 
neuerung des Straßenbegleitgrüns/der Grünanlagen. 

 
 

§ 8 
Entstehen der Beitragspflicht 

 
(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Beendigung der bei- 

tragsfähigen Maßnahme. 
 

(2) In den Fällen einer Aufwandsspaltung entsteht die Bei- 
tragspflicht mit der Beendigung der Teilmaßnahme, frü-
hestens jedoch mit dem Ausspruch der Aufwandsspaltung. 
 

(3) Bei der Abrechnung von selbständig nutzbaren Abschnit- 
ten entsteht die Beitragspflicht mit der Beendigung der Ab-
schnittsmaßnahme, frühestens jedoch mit dem Ab-
schnittsbildungsbeschluss. 

 
(4) Die in Abs. 1 – 3 genannten beitragsfähigen Maßnahmen  

sind erst dann beendet, wenn die technischen Arbeiten 
entsprechend dem von der Samtgemeinde aufgestellten 
Bauprogramm fertiggestellt sind, der Aufwand berechen-
bar ist und die erforderlichen Grundflächen im Eigentum 
der Samtgemeinde stehen. 

 
 

§ 9 
Vorausleistungen 

 
Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Vo-
rausleistungen verlangt werden, sobald mit der Durchführung 
der Maßnahme begonnen worden ist. Die Vorausleistung ist 
mit der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn 
der Vorausleistende nicht beitragspflichtig ist. 
 

 
 

§ 10 
Beitragspflichtige 

 
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe  

des Beitragsbescheides Eigentümer des Grundstücks ist. 
Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, ist an 
Stelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitrags-
pflichtig. 
Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner; 
bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Woh-
nungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Mitei-
gentumsanteil beitragspflichtig. 

 
(2) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück,  

bei Bestehen eines Erbbaurechts auf diesem und im Falle 
von Abs. 1 S. 3 Halbsatz 2 auf dem Wohnungs- oder Teil-
eigentum. 

 
 

§ 11 
Beitragsbescheid 

 
Die nach dieser Satzung zu erhebenden Beiträge und Voraus-
leistungen werden durch schriftlichen Bescheid festgesetzt. 

§ 12 
Fälligkeit 

 
Die nach dieser Satzung erhobenen Beiträge und Vorausleis-
tungen werden einen Monat nach der Bekanntgabe des Be-
scheides fällig. 
 

 
§ 13 

Ablösung 
 
(1) In den Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht ent- 

standen ist, kann die Ablösung durch Vertrag vereinbart 
werden. 
 

(2) Zur Festsetzung des Ablösungsbetrages ist der für die  
Ausbaumaßnahme i.S. von § 1 entstehende Ausbauauf-
wand anhand von bereits vorliegenden Unternehmerrech-
nungen und im Übrigen nach dem Ausschreibungsergeb-
nis sowie den Kosten für den Ausbau von Teileinrichtun-
gen bei vergleichbaren Gemeindeverbindungsstraßen zu 
ermitteln und nach Maßgabe der §§ 4 bis 6 auf die Grund-
stücke zu verteilen, von denen aus die Möglichkeit der In-
anspruchnahme der betreffenden Gemeindeverbindungs-
straße besteht. 
 

(3) Durch die Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Bei- 
tragspflicht endgültig abgegolten. 

 
 

§ 14 
Erlass für mehrfach bevorteilte Grundstücke 

 
Bei Grundstücken, die durch mehrere beitragsfähige öffentli-
che Einrichtungen (Straßen) bevorteilt werden, wird der sich 
nach § 4 Abs. 1 Satz 2 ergebende Beitrag nur zu 60 % erho-
ben. Den 40%igen Beitragsausfall trägt die Samtgemeinde. 
 
 

§ 15 
Verrentung 

 
Die Samtgemeinde kann auf Antrag zulassen, dass ein Stra-
ßenausbaubeitrag in Form einer Rente von höchstens 20 Jah-
resleistungen entrichtet wird. Der jeweilige Restbetrag wird 
jährlich mit 3 Prozent über dem zu Beginn des Jahres gelten-
den Basiszinssatz nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches verzinst. 
 

 
§ 16 

Datenverarbeitung 
 
(1) Zur Ermittlung der Beitragspflichten und zur Festsetzung  

der Beiträge im Rahmen der Veranlagung nach dieser 
Satzung ist die Erhebung insbesondere folgender Daten – 
unter Beachtung der Vorschriften zum Datenschutz – er-
forderlich: 

     1.   Datenbestände, die der Samtgemeinde aus der Prü- 
fung des gemeindlichen Vorkaufsrechts zustehen, 

     2.   Datenbestände aus dem automatisierten Liegen- 
schaftsbuch und der automatisierten Liegenschafts-
karte, 

     3.   Datenbestände aus den beim Grundbuchamt geführ- 
ten Grundbüchern, 

     4.   Datenbestände aus den bei der Bauaufsichtsbehörde  
geführten Bauakten sowie 

     5.   Daten aus verwaltungsseitig erstellten Fotodokumen- 
tationen. 
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Erhoben werden insbesondere Angaben zu Grundstücks-
eigentümern, künftigen Grundstückseigentümern, Grund-
stücksbezeichnung, Eigentumsverhältnissen, Anschriften 
von derzeitigen und künftigen Grundstückseigentümern 
und sonst dinglich Berechtigten und Daten zur Ermittlung 
der Bemessungsgrundlage der einzelnen Grundstücke. 

 
(2) Die Samtgemeinde darf sich in Absatz 1 genannten Daten  

von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln las-
sen, Die Daten dürfen nur zum Zwecke der Beitragserhe-
bung nach diese Satzung weiterverarbeitet werden. 

 
 
 

§ 17 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in 
Kraft. Mit Inkrafttreten dieser Satzung tritt die Satzung vom 
17.12.2008 außer Kraft. 
 
 
Quakenbrück, den 26.03.2021 
 
 

Samtgemeinde Artland 
Der Samtgemeindebürgermeister 

Poppe 
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Bekanntmachung 

der Stadt Georgsmarienhütte 
über das Inkrafttreten der Satzung nach  

§ 35 Abs. 6 BauGB Außenbereichssatzung  
„Wellendorfer Straße/ Piel” 

 
gem. Baugesetzbuch i. d. F. der Bekanntmachung  

vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.08.2020  

(BGBl. I S. 1728) m. W. v. 14.08.2020 bzw. 01.11.2020 
 
 
Der Rat der Stadt Georgsmarienhütte hat in seiner Sitzung 
am 25.03.2021 auf Grundlage des § 35 Abs. 6 Baugesetz-
buch (BauGB) i.V.m. § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 sowie Satz 
2 BauGB, der §§ 1 Abs. 3 und 10 BauGB und der §§ 10 und 
58 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKom-
VG) in den jeweils gültigen Fassungen die Außenbereichssat-
zung "Wellendorfer Straße/ Piel" als Satzung sowie die Be-
gründung beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich der Außenbereichssatzung kann dem 
nachstehenden Planausschnitt - unmaßstäbliche Verkleine-
rung der Deutschen Grundkarte - entnommen werden; Ver-
vielfältigungserlaubnis erteilt durch das Landesamt für Geoin-
formation und Landentwicklung Niedersachsen (LGLN) Re-
gionaldirektion Osnabrück für die Stadt Georgsmarienhütte; 
der Geltungsbereich ist gerastert dargestellt. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Mit dieser Bekanntmachung wird die Außenbereichssatzung 
gem. § 10 Baugesetzbuch rechtsverbindlich und liegt ein-
schließlich Begründung vom Tage dieser Bekanntmachung an 
im Rathaus der Stadt Georgsmarienhütte, Oeseder Straße 
85, Zimmer 242/243, 49124 Georgsmarienhütte während der 
Dienststunden zu jedermanns Einsicht aus.  
 
Auf die Rechtsfolgen des § 215 BauGB wird hingewiesen.  
Danach werden eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. bis 3 
BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des 
§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung des Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächen-
nutzungsplans und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorganges unbeachtlich, wenn 
sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung des 
Flächennutzungsplanes schriftlich gegenüber der Stadt Ge-
orgsmarienhütte unter Darlegung des die Verletzung begrün-
denden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Sollten sich aufgrund der Festsetzungen der o. g. Ergän-
zungssatzung Entschädigungsansprüche herleiten lassen, 
wird auf die Vorschrift des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 
4 des Baugesetzbuches über die fristgemäße Geltendma-
chung etwaiger Entschädigungsansprüche von durch die Er-
gänzungssatzung eingetretenen Vermögensnachteilen sowie 
über Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche 
hingewiesen.  
 
Georgsmarienhütte, 30.03.2021 
  

Stadt Georgsmarienhütte  
Die Bürgermeisterin  
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C. Sonstige Bekanntmachungen 
 

6 
 

Friedhofsordnung (FO) 
für den Friedhof 

der Ev.-luth. Kirchengemeinde Holte in Bissendorf 
 
 
Gemäß § 4 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirch-
licher Friedhöfe (Friedhofsrechtsverordnung) vom 13. Novem-
ber 1973 (Kirchl. Amtsbl. 1974 S. 1) hat der Kirchenvorstand 
der Ev.-luth. Kirchengemeinde Holte am 17.03.2021 folgende 
Friedhofsordnung beschlossen: 
 
Der Friedhof ist die Stätte, an der die Verstorbenen zur letzten 
Ruhe gebettet werden. Er ist mit seinen Gräbern ein sichtba-
res Zeichen der Vergänglichkeit des Menschen. Er ist zugleich 
ein Ort, an dem die Kirche die Botschaft verkündet, dass 
Christus dem Tode die Macht genommen hat und denen, die 
an ihn glauben, das ewige Leben geben wird. Aus dieser Er-
kenntnis und in dieser Gewissheit erhalten Arbeit und Gestal-
tung auf dem Friedhof Richtung und Weisung. 
 

 
 

Inhaltsübersicht 
 

I. Allgemeine Vorschriften 
 
§ 01    Geltungsbereich und Friedhofszweck 
§ 02    Friedhofsverwaltung 
§ 03    Schließung und Entwidmung 
 
II. Ordnungsvorschriften 
 
§ 04    Öffnungszeiten               
§ 05    Verhalten auf dem Friedhof 
§ 06    Dienstleistungen 
 
 
III. Allgemeine Bestattungsvorschriften 
 
§ 07    Anmeldung einer Bestattung 
§ 08    Beschaffenheit von Särgen und Urnen 
§ 09    Ruhezeiten 
§ 10    Umbettungen und Ausgrabungen 
 
 
IV. Grabstätten 
 
§ 11    Allgemeines 
§ 12   Reihengrabstätten 
§ 13   Wahlgrabstätten             
§ 14   Urnenreihengrabstätten unter Rasen mit Namenschil- 

dern auf Stele 
§ 15   Urnenreihengrabstätten unter Rasen mit Steinplatte 
§ 16   Urnenwahlgrabstätten 
§ 17    Urnengrabstätten auf bepflanzten Gemeinschaftsfeld  
           mit Steinplatte 
§ 18    Grabstätten für Sternenkindern                                      
§ 19   Rückgabe von Wahlgrabstätten 
§ 20   Bestattungsverzeichnis 
 
 
V. Gestaltung von Grabstätten und Grabmalen 
 
§ 19    Gestaltungsgrundsatz 
§ 20    Gestaltung und Standsicherheit von Grabmalen und  
           anderen Anlagen 

VI. Anlage und Pflege von Grabstätten 
 
§ 23    Allgemeines 
§ 24    Grabpflege, Grabschmuck 
§ 25    Vernachlässigung 
 
 
VII. Grabmale und andere Anlagen 
 
§ 26    Errichtung und Änderung von Grabmalen 
§ 27    Mausoleen und gemauerte Grüfte 
§ 28    Entfernung 
§ 29    Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale 
 
 
VIII. Leichenräume und Trauerfeiern 
 
§ 30    Leichenhalle 
§ 31    Benutzung der Friedhofskapelle 
 
 
IX. Haftung und Gebühren 
 
§ 32    Haftung 
§ 33    Gebühren 
 
 
X. Schlussvorschriften 
 
§ 34 Ausnahmeregelungen 
§ 35 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 
 
 

I. Allgemeine Vorschriften 
 

§ 1  
Geltungsbereich und Friedhofszweck 

 
(1) Diese Friedhofsordnung gilt für den Friedhof der Ev.-luth.  

Kirchengemeinde Holte in seiner jeweiligen Größe. Der 
Friedhof umfasst zurzeit die Flurstücke 150 und 154/1 Flur 
2 Gemarkung Holte-Sünsbeck in Größe von insgesamt 
0,86,04 ha. Eigentümerin der Flurstücke ist die Ev.-luth. 
Kirchengemeinde Holte. 

 
(2) Der Friedhof dient der Bestattung der Personen, die bei ih 

rem Ableben ihren Wohnsitz in der Ev.-luth. Kirchenge-
meinde Holte hatten, sowie derjenigen, die bei ihrem Tode 
ein Recht auf Bestattung in einer bestimmten Grabstätte 
besaßen. Der Friedhof dient auch der Bestattung von 
Fehlgeborenen und Ungeborenen i.S.d. Niedersächsi-
schen Bestattungsgesetzes. 

 
(3) Andere Bestattungen bedürfen der vorherigen Zustim- 

mung der Friedhofsverwaltung. 
 
 
 

§ 2 
Friedhofsverwaltung 

 
(1) Der Friedhof ist eine unselbstständige Anstalt des öffentli 

chen Rechts. Er wird vom Kirchenvorstand verwaltet 
(Friedhofsverwaltung). 

 
(2) Die Verwaltung des Friedhofs richtet sich nach dieser  

Friedhofsordnung sowie den sonstigen kirchlichen und 
staatlichen Vorschriften. 
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(3) Mit der Wahrnehmung der Friedhofsverwaltung kann der  
Kirchenvorstand einzelne Personen, einen Ausschuss 
oder eine kirchliche Verwaltungsstelle beauftragen. 

 
(4) Erforderliche personenbezogene Daten im Zusammen- 

hang mit einer Bestattung, Verleihung, Verlängerung oder 
Übertragung des Nutzungsrechts an einer Grabstätte, ei-
ner Anzeige zur Errichtung eines Grabmals oder anderer 
Anlagen, dem Tätigwerden von Dienstleistungserbringern 
sowie mit der Erhebung von Gebühren und Entgelten dür-
fen für den jeweiligen Zweck erhoben, verarbeitet und ge-
nutzt werden. 

 
 

§ 3 
Schließung und Entwidmung 

 
(1) Der Friedhof, einzelne Friedhofsteile und einzelne Grab- 

stätten können aus einem wichtigen Grund beschränkt ge-
schlossen, geschlossen und entwidmet werden. 

 
(2) Nach der beschränkten Schließung dürfen keine neuen  

Nutzungsrechte mehr verliehen werden. Eine Verlänge-
rung von bestehenden Nutzungsrechten darf lediglich zur 
Anpassung an die Ruhezeit erfolgen. Bestattungen dürfen 
nur noch in Grabstätten stattfinden, an denen im Zeitpunkt 
der beschränkten Schließung noch Nutzungsrechte beste-
hen, sofern die Grabstätten noch nicht belegt sind oder so-
fern zu dem genannten Zeitpunkt die Ruhezeiten abgelau-
fen waren. Grabstellen an denen die Ruhezeit nach dem 
Zeitpunkt der beschränkten Schließung abläuft, dürfen 
nicht neu belegt werden. Eingeschränkt werden kann 
auch der Kreis der Bestattungsberechtigten. 
Ausnahmen von dieser Einschränkung kann die Fried-
hofsverwaltung im Einzelfall zur Vermeidung unbilliger 
Härten bei bestehenden Nutzungsrechten zulassen. 

 
(3) Nach der Schließung dürfen Bestattungen nicht mehr vor- 

genommen werden. 
 
(4) Durch die Entwidmung wird die Eigenschaft als Ruhestätte  

der Verstorbenen aufgehoben. Die Entwidmung wird erst 
ausgesprochen, wenn keine Nutzungsrechte mehr beste-
hen, sämtliche Ruhezeiten abgelaufen sind und eine an-
gemessene Pietätsfrist vergangen ist. 

 
 

II. Ordnungsvorschriften 
 
 

§ 4 
Öffnungszeiten 

 
(1) Der Friedhof ist während der an den Eingängen bekannt  

gegebenen Zeiten für den Besuch geöffnet. 
 
(2) Aus besonderem Anlass kann der Friedhof ganz oder teil- 

weise für den Besuch vorübergehend geschlossen wer-
den. 

 
§ 5 

Verhalten auf dem Friedhof 
 
(1) Jede Person hat sich auf dem Friedhof der Würde des Or 

tes entsprechend zu verhalten und Äußerungen, die sich 
in verletzender Weise gegen den christlichen Glauben 
oder die evangelische Kirche richten, zu unterlassen. Die 
Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen. 
Die Friedhofsverwaltung kann Personen, die der Fried-

hofsordnung zuwiderhandeln, das Betreten des Friedhofs 
untersagen. 

 
 
(2) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet: 
 
     a)   Fahrradfahren (das Fahrradschieben ist erlaubt), die  

Wege mit Fahrzeugen oder Rollschuhen, Inlinern, 
Skateboards aller Art, ausgenommen Kinderwagen, 
Rollstühle, Handwagen sowie Fahrzeuge der Fried-
hofsverwaltung und der für den Friedhof zugelassenen 
Dienstleistungserbringer zu befahren, 

 
     b)  Waren aller Art zu verkaufen sowie Dienstleistungen  

anzubieten, 
 
     c)  an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestat- 

tung störende Arbeiten auszuführen, 
 
     d)  Film-, Ton-, Video– und Fotoaufnahmen, außer zu pri- 

vaten Zwecken, zu erstellen und zu verwerten, 
 
     e)  Druckschriften und andere Medien (z.B. CD, DVD) zu  

verteilen, ausgenommen Drucksachen, die im Rah-
men der Bestattungsfeier notwendig und üblich sind, 
 

     f)    Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten  
Stellen abzulagern oder mitgebrachten Unrat zu ent-
sorgen, 

 
     g)  fremde Grabstätten und die Friedhofsanlagen außer- 

halb der Wege zu betreten, zu beschädigen oder zu 
verunreinigen  

 
     h)  Hunde unangeleint mitzubringen. 
 
(3) Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, so- 

weit die Interessen Anderer nicht beeinträchtigt werden. 
 
(4) Besondere Veranstaltungen auf dem Friedhof bedürfen  

der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. 
 

 
§ 6 

Dienstleistungen1 
 
(1) Dienstleistungserbringer (Bildhauer, Steinmetze, Gärtner,  

Bestatter usw.) haben die für den Friedhof geltenden Be-
stimmungen zu beachten. 

 
(2) Tätig werden dürfen nur solche Dienstleistungserbringer,  

die fachlich geeignet und in betrieblicher und personeller 
Hinsicht zuverlässig sind. 

 
(3) Dienstleistungserbringern kann die Ausübung ihrer Tätig- 

keit von der Friedhofsverwaltung auf Zeit oder auf Dauer 
untersagt werden, wenn der Dienstleistungserbringer 
nach vorheriger Mahnung gegen für den Friedhof geltende 
Bestimmungen verstoßen hat. Bei einem schwerwiegen-
den Verstoß ist eine Mahnung entbehrlich. 

 
(4) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Mate- 

rialien dürfen auf dem Friedhof nur vorübergehend und 
nur an Stellen gelagert werden, an denen sie nicht hin-
dern. Die Arbeits- und Lagerplätze sind nach Beendigung 
der Tagesarbeit zu säubern und in einem ordnungsgemä-
ßen Zustand zu verlassen und bei Unterbrechung der Ta-
gesarbeit so herzurichten, dass eine Behinderung Anderer 
ausgeschlossen ist. Die Dienstleistungserbringer dürfen 
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auf dem Friedhof keinen Abraum lagern. Geräte von 
Dienstleistungserbringern dürfen nicht an oder in den 
Wasserentnahmestellen des Friedhofs gereinigt werden. 

 
(5) Dienstleistungserbringer haften gegenüber dem Friedhofs- 

träger für alle Schäden, die sie im Zusammenhang mit ih-
rer Tätigkeit auf dem Friedhof schuldhaft verursachen. 
 
1 Red. Anm.: Alternativ vgl. § 32 DB Friedhof 

 
III. Allgemeine Bestattungsvorschriften 

 
 

§ 7 
Anmeldung einer Bestattung 

 
(1) Eine Bestattung ist unter Vorlage der gesetzlich vorge- 

schriebenen Unterlagen rechtzeitig bei der Friedhofsver-
waltung anzumelden. Dabei ist mitzuteilen, wer die Bestat-
tung leitet, und wer sonst bei der Bestattung (einschließ-
lich Trauerfeier) gestaltend mitwirken wird. 

 
(2) Die Friedhofsverwaltung kann die Person, die die Bestat- 

tung leiten oder bei der Bestattung gestaltend mitwirken 
soll, ausschließen, wenn sie verletzende Äußerungen ge-
gen den christlichen Glauben oder die evangelische Kir-
che getan hat und eine Wiederholung zu erwarten ist. 
 

(3) Vor einer Bestattung in einer Wahlgrabstätte, an der ein  
Nutzungsrecht verliehen ist, ist das Nutzungsrecht nach-
zuweisen. 

 
(4) Die Friedhofsverwaltung setzt im Benehmen mit der an- 

tragstellenden Person Ort und Zeit der Bestattung fest. 
Die Wünsche der Angehörigen sollen dabei nach Möglich-
keit berücksichtigt werden. 

 
 

§ 8 
Beschaffenheit von Särgen und Urnen 

 
(1) Erdbestattungen sind nur in geschlossenen, feuchtigkeits- 

hemmenden Särgen zulässig. Von der Sargpflicht nach 
Satz 1 kann die untere Gesundheitsbehörde Ausnahmen 
zulassen, wenn in der zu bestattenden Person ein wichti-
ger Grund vorliegt und ein öffentlicher Belang nicht entge-
gensteht. 

 
(2) Für Erdbestattungen darf kein Sarg verwendet werden, der  

geeignet ist, nachhaltig die physikalische, chemische oder 
biologische Beschaffenheit des Bodens oder des Grund-
wassers zu verändern oder der die Verwesung der Leiche 
nicht innerhalb der festgesetzten Ruhefrist ermöglicht. 

 
(3) Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im  

Mittelmaß 0,65 m breit sein. Für größere Särge ist die Zu-
stimmung der Friedhofsverwaltung bei der Anmeldung der 
Bestattung einzuholen. 

 
(4) Für Sargauskleidungen, Leichenhüllen und Leichenbeklei- 

dungen gelten die Anforderungen des Absatzes 2 entspre-
chend. 

 
(5) Es dürfen keine Urnen, Überurnen oder Schmuckurnen  

verwendet werden, die aus Kunststoffen oder sonstigen 
nicht verrottbaren Werkstoffen hergestellt oder die geeig-
net sind, nachhaltig die physikalische, chemische oder 
biologische Beschaffenheit des Bodens oder des Grund-
wassers zu verändern. 

§ 9 
Ruhezeiten 

 
(1) Die Ruhezeit für Leichen beträgt 30 Jahre. 
 
(2) Die Ruhezeit für Aschen beträgt 205 Jahre. 
 
 
 

§ 10 
Umbettungen und Ausgrabungen 

 
(1) Umbettungen dürfen zur Wahrung der Totenruhe grund- 

sätzlich nicht vorgenommen werden. 
 
(2) Leichen und Aschenreste in Urnen dürfen vor Ablauf der  

Ruhezeit nur mit Genehmigung der unteren Gesundheits-
behörde ausgegraben oder umgebettet werden. 

 
(3) Die berechtigte Person hat sich gegenüber der Friedhofs- 

verwaltung schriftlich zu verpflichten, alle Kosten zu über-
nehmen, die bei der Umbettung durch Beschädigung und 
Wiederinstandsetzung gärtnerischer oder baulicher Anla-
gen an Nachbargrabstätten oder Friedhofsanlagen entste-
hen. 

 
(4) Der Ablauf der Ruhe- und der Nutzungszeit wird durch ei- 

ne Umbettung nicht unterbrochen oder gehemmt. 
 
(5) Grabmale, andere Anlagen, ihr Zubehör und Pflanzen kön- 

nen umgesetzt werden, wenn Gestaltungsbestimmungen 
des neuen Grabfeldes nicht entgegenstehen. 

 
 

IV. Grabstätten 
 
 

§ 11 
Allgemeines 

 
(1) Folgende Arten von Grabstätten stehen zur Verfügung: 
 
     a)  Reihengrabstätten (§ 12), 
 
     b)  Wahlgrabstätten (§ 13), 
 
     c)  Urnenreihengrabstätten unter Rasen mit Namenschil- 

dern auf Stele (§ 14) 
 
     d)  Urnenreihengrabstätten unter Rasen mit Steinplatte  
           (§ 15) 
 
     e)  Urnenwahlgrabstätten (§16) 
 
     f)   Urnengrabstätten auf bepflanzten Gemeinschaftsfeld  

mit Steinplatte (§ 17)  
 
     g)  Grabfeld für Sternenkinder (§ 18) 
 
 
 
(2) Die Grabstätten bleiben im Eigentum des Friedhofsträ- 

gers. An ihnen werden nur öffentlich-rechtliche Nutzungs-
rechte nach Maßgabe dieser Ordnung in der jeweils gel-
tenden Fassung verliehen. Ein Nutzungsrecht kann je-
weils nur einer einzelnen Person, nicht mehreren Perso-
nen zugleich zustehen. Nutzungsberechtigte Personen 
haben jede Änderung ihrer Anschrift der Friedhofsverwal-
tung mitzuteilen. 

184



(3) Rechte an Reihengrabstätten werden nur im Todesfall ver- 
geben. Ein Anspruch auf Verleihung oder Wiedererwerb 
eines Nutzungsrechtes an einer Grabstätte in bestimmter 
Lage sowie auf Unveränderlichkeit der Umgebung besteht 
nicht. 

 
(4) In einer Grabstelle darf grundsätzlich nur eine Leiche oder  

Asche bestattet werden. Eine verstorbene Mutter und ihr 
gleichzeitig - bei oder kurz nach der Geburt – verstorbenes 
Kind oder zwei gleichzeitig verstorbene Kinder bis zum 
vollendeten 5. Lebensjahr dürfen in einer Grabstelle be-
stattet werden. 

 
(5) In einer bereits belegten Wahl- oder Urnenwahlgrabstelle  

darf zusätzlich eine Asche bestattet werden, wenn die be-
reits bestattete Person der Ehegatte oder die Ehegattin 
oder der Lebenspartner oder die Lebenspartnerin nach 
dem Gesetz über die eingetragene Lebenspartnerschaft 
oder ein naher Verwandter war. 

 
(6) Bei neu anzulegenden Grabstätten sollen die Grabstellen  

etwa folgende Größe haben: 
     a)  für Särge von Kindern:  
           Länge: 1,50 m, Breite: 0,90 m, 
           von Erwachsenen:  
           Länge: 2,50 m, Breite: 1,210 m, 
 
     b)  für Urnen: Länge: 0,80 m, Breite: 0,60 m. 
 
     c)  für Urnen auf Gemeinschaftsflächen:  
           Länge: 0,60 m, Breite: 0,60 m. 
 

Für die bisherigen Grabstätten gelten die übernommenen 
Maße. Im Einzelnen ist der Gestaltungsplan für den Fried-
hof maßgebend. 

 
(7) Die Mindesttiefe des Grabes beträgt von der Oberkante  

Sarg bis Erdoberfläche (ohne Grabhügel) 0,90 m, von der 
Oberkante Urne bis Erdoberfläche 0,50 m. Die Gräber für 
Erdbestattungen müssen voneinander durch mindestens 
0,30 m starke Erdwände getrennt sein. 

 
(8) Ein Grab darf nur von Personen ausgehoben und zugefüllt  

werden, die dafür von der Friedhofsverwaltung bestimmt 
oder zugelassen sind. 

 
(9) Die nutzungsberechtigte Person muss Grabzubehör  

(Grabmal, Einfassung, Lampen, Vasen, Großgehölze,  
usw.), soweit erforderlich, vor der Bestattung auf ihre Kos-
ten entfernen. Über das Erfordernis entscheidet die Fried-
hofsverwaltung. 

 
(10) Kommt die nutzungsberechtigte Person ihrer Verpflich- 

tung aus Absatz 9 nicht nach und muss beim Ausheben 
des Grabes das Grabzubehör von dem Friedhofsträger  
entfernt werden, sind die dadurch entstehenden Kosten 
von der nutzungsberechtigten Person dem Friedhofsträ-
ger zu erstatten. Ein Anspruch auf Wiederverwendung 
herausgenommener Pflanzen besteht nicht. 
 

 
 

§ 12 
Reihengrabstätten 

 
(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten mit einer Grabstelle  

für eine Erdbestattung, die anlässlich einer Bestattung der 
Reihe nach für die Dauer der Ruhezeit vergeben werden. 
Das Nutzungsrecht kann nicht verlängert werden. 

(2) Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen davon  
wird sechs Monate vor Ablauf der Ruhezeit durch ein Hin-
weisschild auf dem betreffenden Grabfeld bekannt ge-
macht. 

 
 

§ 13 
Wahlgrabstätten 

 
(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, die  

mit einer oder mehreren Grabstellen vergeben werden. 
Die Dauer des Nutzungsrechtes beträgt bei Erdwahlgrab-
stätten 30 Jahre und bei Urnenwahlgrabstätten 20 Jahre, 
vom Tage der Verleihung angerechnet. Über das Nut-
zungsrecht wird eine Urkunde ausgestellt. 

 
(2) Das Nutzungsrecht kann mit Ausnahme der Fälle nach § 3  

Absatz 2 auf Antrag für die gesamte Wahlgrabstätte um 5 
oder mehr Jahre verlängert werden. Die Friedhofsverwal-
tung ist nicht verpflichtet, zur rechtzeitigen Stellung eines 
Verlängerungsantrages aufzufordern. Bei einer Bestattung 
verlängert sich das Nutzungsrecht für die gesamte Wahl-
grabstätte bis zum Ablauf der Ruhezeit. Die Gebühren für 
die Verlängerung richten sich nach der jeweiligen Gebüh-
renordnung. 

 
 
(3) In einer Wahlgrabstätte dürfen die nutzungsberechtigte  

Person und folgende Angehörige bestattet werden: 
 
     a)  Ehegatte/Ehegattin, 
 
     b)  Lebenspartner oder Lebenspartnerin nach dem Ge- 

setz über die eingetragene Lebenspartnerschaft, 
 
     c)  Kinder, Stiefkinder sowie deren Ehegatten oder Ehe- 

gattin, 
 
     d)  Enkel und Enkelinnen in der Reihenfolge der Berechti- 
           gung ihrer Väter oder Mütter, 
 
     e)  Eltern, 
 
     f)   Geschwister, 
 
     g)  Stiefgeschwister und 
 
     h)  die nicht unter Buchstaben a) bis g) fallenden Erben. 
 
 

Grundsätzlich entscheidet die nutzungsberechtigte Per-
son, wer von den bestattungsberechtigten Personen be-
stattet wird. Kann nach dem Tode einer bestattungsbe-
rechtigten Person die Entscheidung der nutzungsberech-
tigten Person der Friedhofsverwaltung nicht rechtzeitig vor 
der Bestattung mitgeteilt werden, so ist die Friedhofsver-
waltung nach pflichtgemäßer Prüfung berechtigt, die Be-
stattung zuzulassen. Die Bestattung anderer, auch nicht-
verwandter Personen bedarf eines Antrags der nutzungs-
berechtigten Person und der Genehmigung der Friedhofs-
verwaltung. 

 
(4) Die nutzungsberechtigte Person kann zu ihren Lebzeiten  

ihr Nutzungsrecht auf eine der in Absatz 3 Buchstaben a) 
bis h) genannten Personen übertragen; zur Rechtswirk-
samkeit der Übertragung sind schriftliche Erklärungen der 
bisherigen und der neuen nutzungsberechtigten Person 
sowie die schriftliche Genehmigung der Friedhofsverwal-
tung erforderlich. 
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(5) Die nutzungsberechtigte Person soll der Friedhofsverwal- 
tung schriftlich mitteilen, auf welchen ihrer bestattungsbe-
rechtigten Angehörigen das Nutzungsrecht nach ihrem To-
de übergehen soll. Eine schriftliche Einverständniserklä-
rung der Rechtsnachfolgerin oder des Rechtsnachfolgers 
ist beizubringen. Hat die nutzungsberechtigte Person nicht 
bestimmt, auf wen das Nutzungsrecht nach ihrem Tode 
übergehen soll, so geht das Nutzungsrecht an die nach 
Absatz 3 bestattungsberechtigten Angehörigen in der dort 
genannten Reihenfolge über. Dabei steht das Nutzungs-
recht innerhalb der einzelnen Gruppen der jeweils ältesten 
Person zu. Der Rechtsnachfolger oder die Rechtsnachfol-
gerin hat der Friedhofsverwaltung auf deren Verlangen 
nachzuweisen, dass er neuer Nutzungsberechtigter oder 
sie neue Nutzungsberechtigte ist. Ist der Rechtsnachfolger 
oder die Rechtsnachfolgerin nicht daran interessiert, das 
Nutzungsrecht zu behalten, so kann er oder sie das Nut-
zungsrecht auf eine andere der in Absatz 3 genannten 
Personen oder, wenn eine solche nicht vorhanden ist, auf 
eine Person übertragen, die aufgrund ihres oder seines 
Nutzungsrechtes bestattungsberechtigt nach Absatz 3 ge-
worden ist. Für die Übertragung gilt Absatz 4. 
 

(6) Ausgenommen von Absatz 1 und 2 sind Erbgräber deren  
Rechte nach der alten Ordnung auf Friedhofsdauer verge-
ben sind. (Sh. § 34 Übergangsvorschriften) 

 
 

§ 14 
Urnenreihengrabstätten unter Rasen  

mit Namensschildern auf Stele 
 
(1) Urnenreihengrabstätten unter Rasen werden zur Bestat- 

tung von Aschen vergeben. In einer Urnenreihengrabstät-
te darf nur eine Asche bestattet werden. 

 
(2) Die Pflege erfolgt durch die Kirchengemeinde. Eine Pflege  

der Stätte durch Angehörige ist nicht möglich, aber auch 
nicht nötig. Das Niederlegen von Blumen ist nur an dem 
dafür vorgesehenen Platz vor der Stele möglich. Die 
Friedhofsverwaltung ist befugt abgelegte Blumen oder 
Grabschmuck ohne Ankündigung zu entfernen. Sie ist 
nicht zum Ersatz verpflichtet.  
 

(3) Die Schilder mit dem Namen der Verstorbenen werden  
von der Friedhofsverwaltung bestellt und die Anbringung 
auf der Stele veranlasst. Die Gestaltung der Schilder ist 
einheitlich und vorgegeben. 
 

(4) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes  
ergibt, gelten für Urnenreihengrabstätten unter Rasen 
auch die Vorschriften für Reihengrabstätten. 

 
 

§ 15 
Urnenreihengrabstätten unter Rasen mit Steinplatte 

 
(1) Urnenreihengrabstätten unter Rasen mit Steinplatte wer- 

den zur Bestattung von Asche vergeben. In einer Urnen-
reihengrabstätte darf nur eine Asche beigesetzt werden. 

 
(2) Die Pflege erfolgt durch die Kirchengemeinde. Eine Pflege  

der Stätte durch Angehörige ist nicht möglich, aber auch 
nicht nötig. Das Niederlegen von Blumen und Grab-
schmuck ist nicht gestattet. Die Friedhofsverwaltung ist 
befugt abgelegte Blumen oder Grabschmuck ohne Ankün-
digung zu entfernen. Sie ist nicht zum Ersatz verpflichtet.  

 
(3) Zur Gestaltung der Urnenreihengrabstätten unter Rasen 

sind nur Grabplatten zulässig. Die Grabplatten und deren 
Beschriftung werden von der Friedhofsverwaltung bestellt 
und niederlegt. 

 
(4) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes  

ergibt, gelten für Urnenreihengrabstätten unter Rasen 
auch die Vorschriften für Reihengrabstätten. 

 
 

§16  
Urnenwahlgrabstätten  

 
(1) Urnenwahlgrabstätten werden mit einer oder mehreren  

Grabstellen zur Bestattung einer Asche für die Dauer von 
20 Jahren vergeben.  

 
(2) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas ande- 

res ergibt, gelten für Urnenwahlgrabstätten auch die Vor-
schriften für Wahlgrabstätten. 
 

 
 

§ 17 
Urnengrabstätten auf bepflanzten Gemeinschaftsfeld  

mit Steinplatte 
 
(1) Urnengrabstätten auf bepflanzten Gemeinschaftsfeld mit  

Steinplatte werden zur Bestattung von Aschen vergeben. 
In einer Urnengrabstätte darf nur eine Asche bestattet 
werden. Der Beisetzungsplatz ist von den Angehörigen 
wählbar. 

(2) Die Pflege erfolgt durch die Kirchengemeinde. Eine  
Pflege der Stätte durch Angehörige ist nicht möglich, aber 
auch nicht nötig. Das Niederlegen von Blumen ist nur auf 
dem dafür vorgesehenen Bereich gestattet. Die Friedhofs-
verwaltung ist befugt abgelegte Blumen ode Grabschmuck 
ohne Ankündigung zu entfernen. Sie ist nicht zum Ersatz 
verpflichtet. 
 

(3) Zur Gestaltung der Urnengrabstätten auf bepflanztem Ge- 
meinschaftsfeld sind nur Grabplatten zulässig. Die Grab-
platten wurden von der Friedhofsverwaltung bestellt und 
niederlegt. Die Beschriftung der Platten ist von den Nut-
zungsberechtigten zu veranlassen und die Kosten dafür 
zu übernehmen. Ein Entwurf für die Gestasltung ist vor der 
Anfertigung von der Friedhofsverwaltung zu genehmigen. 

 
(4) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes  

ergibt, gelten für Urnengrabstätten unter Rasen auch die 
Vorschriften für Wahlgrabstätten. 

 
 

 
§ 18 

Grabstätte für Sternenkinder 
 
Auf einer besonders ausgewiesenen Fläche des Friedhofs 
wird eine Fläche geschaffen zur Bestattung von Sternenkin-
dern. Diese Grabstätte dient zur Bestattung von Totgeburten 
und Fehlgeburten nach dem Niedersächsischen Bestattungs-
gesetz. 
 
 

§ 19 
Rückgabe von Wahlgrabstätten 

 
1)   Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jeder- 

zeit, an teilbelegten Grabstätten erst nach Ablauf der letz-
ten Ruhezeit, zurückgegeben werden. Die Rückgabe ist 
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nur für die gesamte Grabstätte zulässig. Ausnahmen be-
dürfen der Zustimmung der Friedhofsverwaltung. 

 
 
(2) Bei der Rückgabe von Nutzungsrechten an Wahlgrabstät- 

ten besteht kein Anspruch auf Gebührenerstattung. 
 

(3) Die Friedhofsverwaltung kann mit den Nutzungsberechtig- 
ten übergroßer Wahlgrabstätten (Wahlgrabstätten mit 
mehr als 2 Grabstellen) besondere schriftliche Vereinba-
rungen über die künftige Nutzung abschließen. Ein An-
spruch auf Abschluss von derartigen Vereinbarungen be-
steht nicht. 

 
 

§ 20 
Bestattungsverzeichnis 

 
Die Friedhofsverwaltung führt über die Bestattungen ein Ver-
zeichnis, aus dem sich nachvollziehen lässt, wer an welcher 
Stelle bestattet ist und wann die Ruhezeit abläuft. 
 
 
 

V. Gestaltung von Grabstätten und Grabmalen 
 
 

§ 21 
Gestaltungsgrundsatz 

 
Jede Grabstätte ist so zu gestalten und an die Umgebung  
anzupassen, dass der Friedhofszweck und die Würde des 
Friedhofs in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtan-
lage gewahrt werden. 
 
 
 

§ 22 
Gestaltung und Standsicherheit von Grabmalen  

und anderen Anlagen 
 
(1) Grabmale und andere Anlagen dürfen nicht so gestaltet  

werden, dass sie eine Verunstaltung des Friedhofes bewir-
ken oder Friedhofsbesucher in ihrer Andacht stören kön-
nen. Die Gestaltung darf sich ferner nicht gegen den 
christlichen Glauben richten. Im Übrigen gilt § 21 entspre-
chend. Werkstattbezeichnungen dürfen nur unten an der 
Seite oder Rückseite eines Grabmals in unauffälliger Wei-
se angebracht werden. 

 
(2) Es sollen nur Grabmale einschließlich anderer Anlagen er- 

richtet werden, die nachweislich in der Wertschöpfungs-
kette ohne ausbeuterische Kinderarbeit im Sinne des 
„Übereinkommens 182 der Internationalen Arbeitsorgani-
sation (ILO) über das Verbot und unverzügliche Maßnah-
men zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinder-
arbeit“ hergestellt sind. 

 
(3) Grabmale und andere Anlagen sind dauernd in würdigem  

und verkehrssicherem Zustand zu halten. Hierfür sind die 
nutzungsberechtigten Personen verantwortlich. 

 
(4) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, anderen  

Anlagen oder Teilen davon gefährdet, sind die für die Un-
terhaltung verantwortlichen nutzungsberechtigten Perso-
nen verpflichtet, unverzüglich Abhilfe zu schaffen. Bei Ge-
fahr im Verzuge kann der Friedhofsträger auf Kosten der 
nutzungsberechtigten Personen Sicherungsmaßnahmen 
treffen (z.B. Absperrungen, Umlegen von Grabmalen). 

Wird der ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Auf-
forderung der Friedhofsverwaltung nicht innerhalb einer 
festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, ist der 
Friedhofsträger berechtigt, die Grabmale, andere Anlagen 
oder Teile davon auf Kosten der nutzungsberechtigten 
Personen zu entfernen. Sind nutzungsberechtigte Perso-
nen nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht 
zu ermitteln, genügen als Aufforderung eine öffentliche 
Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf den Grabstät-
ten, das für die Dauer von einem Monat aufgestellt wird. 

 
 

VI. Anlage und Pflege von Grabstätten 
 

§ 23 
Allgemeines 

 
(1) Die Grabstätten müssen binnen sechs Monaten nach der  

Belegung oder nach dem Erwerb des Nutzungsrechts an-
gelegt sein. Sie dürfen nur mit Gewächsen bepflanzt wer-
den, durch die benachbarte Grabstätten und öffentliche 
Anlagen nicht beeinträchtigt werden. das Pflanzen von 
Bäumen ist auf den Grabstätten nicht gestattet. Nur ein 
Drittel der Grabfläche darf mit Steinfeldern abgedeckt wer-
den. Eine Einfassung der Grabstelle mit einer Hecke ist 
wünschenswert, da dies der Tradition des Friedhofes ent-
spricht. Eine Einfassung mit Steinen ist bei der Friedhofs-
verwaltung anzuzeigen. 
 

(2) Zur gärtnerischen Anlage und Pflege sind die jeweiligen  
nutzungsberechtigten Personen verpflichtet. Die Verpflich-
tung zur Pflege besteht bis zum Ablauf des Nutzungsrech-
tes. 

 
(3) Die Friedhofsverwaltung ist befugt, stark wuchernde, ab- 

sterbende oder zur Bestattung behindernde Hecken und 
Sträucher zu beschneiden oder zu beseitigen. Verwelkte 
Blumen, Kränze usw. sind von den Grabstätten zu entfer-
nen und an den dafür vorgesehenen Plätzen abzulegen.  

 
(4) Die Unterhaltung und Veränderung der gärtnerischen An- 

lagen außerhalb der Grabstätten obliegt allein der Fried-
hofsverwaltung. 

 
(5) Der Friedhofsträger ist nicht verpflichtet, zur Verhütung  

von Schäden, die durch fremde Personen und Tiere her-
vorgerufen werden, Vorkehrungen zu treffen. 

 
 

§ 24 
Grabpflege, Grabschmuck 

 
(1) Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Wildkrautbe- 

kämpfungsmitteln sowie von biologisch nicht abbaubaren 
Reinigungsmitteln zur Grabpflege und Reinigung von 
Grabmalen und anderen Anlagen ist nicht gestattet. 
 

(2) Kunststoffe dürfen in sämtlichen Produkten der Trauerflo- 
ristik, insbesondere in Kränzen, Trauergebinden, Trauer-
gestecken, in Grabschmuck und bei Grabeinfassungen 
sowie bei Pflanzenanzuchtbehältern, die an der Pflanze 
verbleiben, nicht verwendet werden. Ausgenommen sind 
Grabvasen und Markierungszeichen. 

 
 

§ 25 
Vernachlässigung 

 
(1) Wird eine Grabstätte nicht vorschriftsmäßig hergerichtet  
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oder gepflegt, hat die nutzungsberechtigte Person nach 
schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung die 
Grabstätte innerhalb einer angemessenen Frist in Ord-
nung zu bringen. Kommt sie der Verpflichtung nicht nach, 
kann die Friedhofsverwaltung die Grabstätte auf Kosten 
der nutzungsberechtigten Person in Ordnung bringen oder 
bringen lassen. Ist die nutzungsberechtigte Person der 
Verpflichtung aus Satz 1 nicht nachgekommen, kann die 
Friedhofsverwaltung auch das Nutzungsrecht ohne Ent-
schädigung entziehen, soweit sie die nutzungsberechtigte 
Person schriftlich unter Fristsetzung hierauf hingewiesen 
hat. In dem Entziehungsbescheid wird die nutzungsbe-
rechtigte Person aufgefordert, das Grabmal und die ande-
ren Anlagen innerhalb von drei Monaten nach Unanfecht-
barkeit des Bescheides zu entfernen. 

 
(2) Ist die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt oder  

nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln, wird durch 
eine öffentliche Bekanntmachung auf die Verpflichtung zur 
Herrichtung und Pflege hingewiesen. Außerdem wird die 
unbekannte nutzungsberechtigte Person durch ein Hin-
weisschild auf der Grabstätte aufgefordert, sich mit der 
Friedhofsverwaltung in Verbindung zu setzen. Bleibt die 
Aufforderung oder der Hinweis drei Monate unbeachtet, 
kann die Friedhofsverwaltung 

 
     a)  die Grabstätte abräumen, einebnen und einsäen und 
 
     b)  Grabmale und andere Anlagen beseitigen lassen. 
 
(3) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Absatz 1 Satz 1  

entsprechend. Wird die Aufforderung nicht befolgt oder ist 
die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt oder nicht 
ohne besonderen Aufwand zu ermitteln, kann die Fried-
hofsverwaltung den Grabschmuck auf Kosten der nut-
zungsberechtigten Person entfernen oder entfernen las-
sen. 

 
 

VII. Grabmale und andere Anlagen 
 
 

§ 26 
Errichtung und Änderung von Grabmalen 

 
(1) Die Errichtung und jede Änderung von Grabmalen und an- 

deren Anlagen sind der Friedhofsverwaltung anzuzeigen 
mit der Erklärung, dass das Vorhaben der gültigen Fried-
hofsordnung und den Vorgaben des technischen Regel-
werks entspricht. 

 
(2) Der Anzeige ist der Grabmalentwurf in einem geeigneten  

Maßstab beizufügen. In den Anzeigeunterlagen sollen alle 
wesentlichen Teile erkennbar, die Darstellung der Befesti-
gungsmittel mit Bemaßung und Materialangaben sowie 
die Gründungstechnik mit Maßangaben und Materialbe-
nennung eingetragen sein. 

 
(3) Mit dem Vorhaben darf drei Monate nach Vorlage der voll- 

ständigen Anzeige begonnen werden, wenn seitens der 
Friedhofsverwaltung in dieser Zeit keine Bedenken wegen 
eines Verstoßes gegen die Friedhofsordnung oder das 
technische Regelwerk geltend gemacht werden. Vor Ab-
lauf von drei Monaten darf begonnen werden, wenn die 
Friedhofsverwaltung schriftlich die Übereinstimmung mit  
der geltenden Friedhofsordnung und die Vollständigkeit 
der Anzeige der sicherheitsrelevanten Daten bestätigt. 

 
(4) Das Vorhaben ist erneut anzuzeigen, wenn das Grabmal  

oder die sonstige bauliche Anlage nicht binnen eines Jah-
res nach Einreichen der Anzeige errichtet oder geändert 
worden ist. 

 
(5) Die Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen müssen  

verkehrssicher sein. Sie sind entsprechend ihrer Größe 
nach den allgemeinen Regeln der Baukunst zu fundamen-
tieren und so zu befestigen, dass sie dauernd standsicher 
sind und auch beim Öffnen benachbarter Gräber nicht um-
stürzen. Maßgebendes Regelwerk zur Auslegung der Re-
geln der Baukunst ist ausschließlich die aktuelle Fassung 
der „Technischen Anleitung zur Standsicherheit von Grab-
malanlagen (TA Grabmal) der Deutschen Naturstein-Aka-
demie e.V. (DENAK)“. Die TA Grabmal gilt für die Planung, 
Erstellung, Ausführung, die Abnahmeprüfung und jährliche 
Prüfung der Grabmalanlagen. 

 
(6) Für alle neu errichteten, versetzten und reparierten Grab- 

male hat der Steinmetz oder sonstige Dienstleistungser-
bringer (mit gleichwertiger Qualifikation in Befestigungs-
technik, Planung, Berechnung und Ausführung von Grün-
dungen) eine Abnahmeprüfung nach Abschnitt 4 der TA 
Grabmal vorzunehmen. Die gleichwertige Qualifikation 
i.S.v. Satz 1 ist zweifelsfrei nachzuweisen. Der Prüfablauf 
ist nachvollziehbar zu dokumentieren 

 
(7) Die nutzungsberechtigte Person oder eine von ihr bevoll- 

mächtigte Person hat der Friedhofsverwaltung spätestens 
sechs Wochen nach Fertigstellung der Grabmalanlage die  
Dokumentation der Abnahmeprüfung und die Abnahmebe-
scheinigung entsprechend den Anforderungen der TA 
Grabmal vorzulegen. 
 

(8) Fachlich geeignet i.S.v. § 6 Absatz 2 sind Dienstleistungs- 
erbringer, die aufgrund ihrer Ausbildung in der Lage sind, 
unter Beachtung der örtlichen Gegebenheiten des Fried-
hofes die angemessene Gründungsart zu wählen und 
nach der TA Grabmal die erforderlichen Fundamentab-
messungen zu berechnen. Die Dienstleistungserbringer 
müssen in der Lage sein, für die Befestigung der Grabmal-
teile das richtige Befestigungsmittel auszuwählen, zu di-
mensionieren und zu montieren. Ferner müssen sie die 
Standsicherheit von Grabmalanlagen beurteilen können 
und fähig sein, mit Hilfe von Messgeräten die Standsicher-
heit zu kontrollieren und zu dokumentieren. 

 
(9) Entspricht die Ausführung eines errichteten oder veränder- 

ten Grabmals und anderer Anlagen nicht den Anzeigeun-
terlagen und den Vorgaben der Friedhofsordnung, setzt 
die Friedhofsverwaltung der nutzungsberechtigten Person 
eine angemessene Frist zur Beseitigung oder Abänderung 
des Grabmals und anderer Anlagen. Nach ergebnislosem 
Ablauf der Frist kann die Friedhofsverwaltung die Abände-
rung oder Beseitigung auf Kosten der nutzungsberechtig-
ten Person veranlassen. Bei nicht ordnungsmäßiger Grün-
dung und Befestigung des Grabmals und anderer Anlagen 
gilt § 20 Absatz 4. 

 
 

 
 

§ 27 
Mausoleen und gemauerte Grüfte 

 
(1) Soweit auf den Friedhöfen Mausoleen oder gemauerte  

Grüfte bestehen, können sie im Rahmen der bestehenden 
Nutzungsrechte genutzt werden. Neubauten sind nicht 
möglich. Im Übrigen gelten § 22 Absätze 3 und 4 entspre-
chend. 
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(2) Die Verleihung neuer Nutzungsrechte an vorhandenen  
Mausoleen oder gemauerten Grüften ist nur möglich, 
wenn sich die nutzungsberechtigten Personen in schriftli-
chen Verträgen gegenüber der Friedhofsverwaltung ver-
pflichten, alle mit der Instandsetzung und Unterhaltung der 
Mausoleen und Grüfte verbundenen Kosten und die Ver-
kehrssicherungspflicht zu übernehmen. Nach Beendigung 
des Nutzungsrechts sind die Mausoleen oder gemauerten 
Grüfte von den nutzungsberechtigten Personen vollstän-
dig zu entfernen. 

 
 
 

§ 28 
Entfernung 

 
(1) Grabmale und andere Anlagen dürfen vor Ablauf des Nut- 

zungsrechts nur mit vorheriger Zustimmung der Friedhofs-
verwaltung entfernt werden. Wird durch die Friedhofsver-
waltung der vorzeitigen Entfernung zugestimmt, so hat der 
Nutzungsberechtigte auf eigene Kosten die Grabstätte 
komplett abzuräumen (inklusive Entfernung aller Pflanzen 
und des Grabmals) und mit Wurzelvlies sowie mindestens 
10 cm feinem Rindenmulch abzudecken. Ein Anspruch auf 
teilweise Rückerstattung der gezahlten Friedhofsgebüh-
ren besteht nicht. 

 
(2) Nach Ablauf des Nutzungsrechtes hat die nutzungsbe- 

rechtigte Person das Grabmal und die Grabanlage zu ent-
fernen. Soweit es sich um ein Grabmal nach § 27 handelt, 
bedarf die Entfernung der Zustimmung der Friedhofsver-
waltung. Kommt die nutzungsberechtigte Person ihrer Ver-
pflichtung nicht innerhalb von drei Monaten nach Bekannt-
gabe über die Abräumung des Reihengrabes (§ 12 Absatz 
2) oder nach Ablauf des Nutzungsrechtes an einem Wahl-
grab nach, kann die Friedhofsverwaltung die Abräumung 
auf Kosten der nutzungsberechtigten Person vornehmen 
oder veranlassen. Für die entstehenden Kosten ist die 
nach der Gebührenordnung vorgesehene Gebühr zu zah-
len. Ersatz für ein Grabmal und eine Grabanlage ist von 
der Friedhofsverwaltung nicht zu leisten. Die Friedhofsver-
waltung ist auch nicht zur Aufbewahrung abgeräumter 
Grabmale und Grabanlagen verpflichtet. 

 
 

§ 29 
Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale 

 
(1) Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale werden  

nach Möglichkeit von der Friedhofsverwaltung erhalten. 
 

 
 

VIII. Leichenräume und Trauerfeiern 
 
 

§ 30 
Leichenhalle 

 
(1) Die Leichenhalle dient zur Aufnahme von Leichen bis zur  

Bestattung. Aufgrund der Beschaffenheit der Leichenhalle 
ist die mögliche Dauer der Aufbahrung von Leichen im 
Einzelfall je nach Außentemperatur zu entscheiden. Die 
Aufbahrung kann bei nicht erfüllten Bedingungen von der 
Friedhofsverwaltung verwehrt werden. 

 
(2) Auf Wunsch der Angehörigen kann ein Sarg, sofern keine  

Bedenken bestehen, in der Leichenhalle von einem Be-
auftragten der Friedhofsverwaltung geöffnet werden. Sär-

ge sollen spätestens eine halbe Stunde vor Beginn der 
Trauerfeier geschlossen werden. 

 
(3) Ein Sarg, in dem eine verstorbene Person liegt, die im Zeit- 

punkt des Todes an einer nach dem Infektionsschutzge-
setz meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei der der 
Verdacht einer solchen Krankheit zu dem genannten Zeit-
punkt bestanden hat, wird nach Möglichkeit in einem be-
sonderen Raum aufgestellt. Der Sarg darf nur mit schriftli-
cher Genehmigung der unteren Gesundheitsbehörde ge-
öffnet werden. 

 
 
 

§ 31 
Benutzung der Friedhofskapelle 

 
(1) Für die Trauerfeier steht die Friedhofskapelle zur Verfü- 

gung. 
 
(2) Die Trauerfeier muss der Würde des Ortes entsprechen. 
 
(3) Die Aufbahrung des Sarges kann versagt werden, wenn  

die verstorbene Person zum Zeitpunkt des Todes an einer 
nach dem Infektionsschutzgesetz meldepflichtigen Krank-
heit gelitten oder bei ihr der Verdacht einer solchen Krank-
heit zu dem genannten Zeitpunkt bestanden hat oder 
wenn Bedenken wegen des Zustandes der Leiche beste-
hen. 

 
 

IX. Haftung und Gebühren 
 
 

§ 32 
Haftung 

 
Nutzungsberechtigte Personen haften für alle Schäden, die 
durch von ihnen oder in ihrem Auftrag errichtete Grabmale 
und andere Anlagen entstehen. 
 
 

§ 33 
Gebühren 

 
Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen 
sind Gebühren nach der jeweils geltenden Friedhofsgebüh-
renordnung zu entrichten. 
 
 

 
X. Übergangs- und Schlussvorschriften 

 
 

§ 34 
Ausnahmeregelungen 

 
 

(1) Diese Ordnung gilt für alle bestehenden Nutzungsrechte,  
vorbehaltlich der Bestimmungen des Absatzes 2 

 
(2) § 13 Absatz 1 und 2 gilt nicht für Rechte an Erbgräbern,  

die nach der alten Ordnung auf Friedhofsdauer vergeben 
wurden. 

 
 
 

§ 35 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
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(1) Diese Ordnung tritt nach der kirchenaufsichtlichen Geneh- 
migung am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung 
in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Friedhofsordnung in der Fassung vom  
09.05.1985 außer Kraft. 

 
 
Bissendorf-Holte, den 22.03.2021 
 
 

Der Kirchenvorstand: 
(Siegel) 

Scheidemann                                                Pn. Bunselmeyer 
Vorsitzende/r                                                  weiteres Mitglied 
 
 
 
Die vorstehende Friedhofsordnung wird hiermit gemäß § 66 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 5, Absätze 2 und 5 der Kirchenge-
meindeordnung kirchenaufsichtlich genehmigt. 
 
 
Osnabrück, den 29.03.2021 
 
 
(Siegel)                    Der Kirchenkreisvorstand                    
                                 Kusserow, Oberkirchenrat 
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Friedhofsgebührenordnung (FGO) 
für den Friedhof  

der Ev.-luth. St. Urban-Kirchengemeinde Holte  
in Bissendorf-Holte. 

 
 
Gemäß § 5 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirch-
licher Friedhöfe (Friedhofsrechtsverordnung) vom 13. Novem-
ber 1973 (Kirchl. Amtsbl. 1974 S. 1) und § 30 der Friedhofs-
ordnung hat der Kirchenvorstand der Ev.-luth. St. Urban-Kir-
chengemeinde Holte für den Friedhof in Bissendorf-Holte am 
17.03.2021 folgende Friedhofsgebührenordnung beschlos-
sen: 
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen 
sowie für sonstige in § 6 aufgeführte Leistungen der Fried-
hofsverwaltung werden Gebühren nach dieser Gebührenord-
nung erhoben. 
 
 

§ 2 
Gebührenschuldner 

 
(1) Gebührenschuldner der Benutzungsgebühr ist 
 
     1.   wer die Bestattung oder sonstige gebührenpflichtige  

Leistung nach dieser Ordnung beantragt oder durch 
ihm zurechenbares Verhalten ausgelöst hat, 
 

     2.   wer das Nutzungsrecht an einer Grabstätte erworben  
oder verlängert hat, 
 

     3.   wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsver- 
waltung durch schriftliche Erklärung übernommen hat 

oder wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft 
Gesetzes haftet. 
 

(2) Gebührenschuldner der Verwaltungsgebühr ist 
     1.   wer die Verwaltungshandlung veranlasst oder in wes- 

sen Interesse sie vorgenommen wird, 
 
     2.   wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsver- 

waltung durch schriftliche Erklärung übernommen hat 
oder wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft 
Gesetzes haftet. 

 
(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 
 
 

§ 3 
Entstehen der Gebührenschuld 

 
(1) Bei Grabnutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld  

bereits mit der Begründung des Nutzungsrechtes für die 
gesamte Nutzungsdauer der Grabstätte oder bereits mit 
der Verlängerung des Nutzungsrechtes für den Zeitraum 
der gesamten Verlängerung der Grabstätte. 
 

(2) Bei sonstigen Benutzungsgebühren entsteht die Gebüh- 
renschuld mit der Inanspruchnahme der jeweiligen gebüh-
renpflichtigen Leistung. 
 

(3) Bei Verwaltungsgebühren entsteht die Gebührenschuld  
mit der Vornahme der Verwaltungshandlung. 
 
 

§ 4 
Festsetzung und Fälligkeit 

 
(1) Die Heranziehung zu Gebühren erfolgt durch schriftlichen  

Bescheid. Die Gebühren sind innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 
 

(2) Die Friedhofsverwaltung kann die Benutzung des Friedho- 
fes untersagen und Leistungen verweigern, sofern ausste-
hende Gebühren nicht entrichtet worden sind oder eine 
entsprechende Sicherheit nicht geleistet ist. 
 

(3) Rückständige Gebühren werden im Verwaltungszwangs- 
verfahren eingezogen. 
 
 

§ 4b 
Stundung und Erlass der Gebühren 

 
(1) Die Gebühren können im Einzelfall aus Billigkeitsgründen  

wegen persönlicher oder sachlicher Härte gestundet so-
wie ganz oder teilweise erlassen werden. 
 
 

§ 5 
Säumniszuschläge, Kosten, Einziehung rückständiger 

Gebühren 
 
(1) Werden Gebühren nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitsta- 

ges entrichtet, so ist für jeden angefangenen Monat der 
Säumnis ein Säumniszuschlag von 1 % des abgerundeten 
rückständigen Gebührenbetrages zu entrichten; abzurun-
den ist auf den nächsten durch 50 Euro teilbaren Betrag. 
 

(2) Für schriftliche Mahnungen sind die entstandenen Porto- 
kosten durch den Gebührenschuldner oder die Gebühren-
schuldnerin zu erstatten. 
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(3) Rückständige Gebühren, Säumniszuschläge sowie Kos- 
ten nach Absatz 2 werden im Verwaltungszwangsverfah-
ren eingezogen. Die Kosten der Vollstreckung hat der Voll-
streckungsschuldner oder die Vollstreckungsschuldnerin 
zu tragen. 
 

 
§ 6 

Gebührentarif 
 
 
I.    Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an  

Grabstätten: 
 

1.   Reihengrabstätte:                                                                 
     a)   für 30 Jahre, je Grabstelle                              395 Euro 
      
     b)   für 30 Jahre, Kinder   
           bis zum vollendeten 6. Lebensjahr                 217 Euro 
 
2.   Wahlgrabstätte: 
     für 30 Jahre - je Grabstelle:                                 668 Euro 
            
3.   Urnenwahlgrabstätte: 
     für 20 Jahre - je Grabstelle                                   233 Euro 
      
4.   Urnenrasenreihengrabstätte: 
     a)   für 20 Jahre - je Grabstelle -  
           inkl. FUG und Steinplatte:                               926 Euro 
      
     b)   für 20 Jahre - je Grabstelle -  
           inkl. FUG, zzgl. Namensbeschriftung 
           auf der Stele:                                                   935 Euro 
                  
5.   Urnengrabstätte auf bepflanztem Urnenfeld 
     für 20 Jahre - je Grabstelle - 
     inkl. FUG, zzgl. Steinplatte:                               1.179 Euro
            
6.   Grabstätte für Sternenkinder                        gebührenfrei
      
7.   Zusätzliche Bestattung einer Urne in einer bereits beleg- 

ten Wahl- oder Urnenwahlgrabstätte gemäß § 11 Absatz 6 
der Friedhofsordnung: 

 
     a)   eine Gebühr gemäß Nummer 8 zur Anpassung  
           an die neue Ruhezeit und 
 
     b)   eine Gebühr gemäß Abschnitt II. Nummer 2. 
 
 
8.   Für jedes Jahr des Wiedererwerbs oder der Verlängerung  

von Nutzungsrechten (gem. § 13 Absatz 2 FO) ist für jedes 
Jahr, um das das Nutzungsrecht verlängert wird, 1/20 oder 
1/30 der Gebühren nach Nummern 2,3 oder 5 zu entrich-
ten. 

 
Wiedererwerbe und Verlängerungen von Nutzungsrechten 
sind nur in vollen Kalenderjahren möglich. 
 
Die Gebühr für den Erwerb, Wiedererwerb und die Verlän-
gerung des Nutzungsrechtes wird für die gesamte Nut-
zungszeit im Voraus erhoben. 
 
 
 

II. Gebühren für die Bestattung: 
 
Der Grabaushub erfolgt über einen Dritten und ist mit diesem 
separat abzurechnen. 

III. Verwaltungsgebühren: 
 
1.   Prüfung der Anzeige zur Aufstellung eines stehenden  
     oder eines liegenden Grabmals oder bei Veränderung  
     und Ergänzung dieser:                                           12 Euro 
 
2.   Gebühr für die erforderliche, jährliche Stand- 
     sicherheitsprüfung – je Grabmal je Jahr:                  1 Euro 
 
 
IV. Friedhofsunterhaltungsgebühr zur Finanzierung der 
Kosten für Strom, Wasser, Abfallentsorgung und Pflege 
der Außenanlagen 
 
Für ein Jahr – je Grabstelle –:                                       7 Euro 
(für Grabstätten mit mehr als 6 Grabstellen erfolgt  
die Berechnung lediglich für die Stellen 1-6)                             
 
 
V. Gebühr für die Benutzung der Leichenkammer/Fried-
hofskapelle: 
 
1.   Gebühr für die Benutzung der Leichenkammer  
     bzw. Kapelle je Bestattungsfall:                            213 Euro 
 
 

§ 7 
 

Leistungen, für die kein Gebührentarif vorgesehen ist, werden 
von der Friedhofsverwaltung nach dem jeweiligen Aufwand 
berechnet. 

 
 

§ 8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
(1) Diese Friedhofsgebührenordnung tritt nach ihrer Geneh- 

migung am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung 
in Kraft. 
 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsgebührenordnung tritt die  
Friedhofsgebührenordnung in der Fassung vom 
25.06.2003 außer Kraft. 

 
 
Bissendorf-Holte, den 22.03.2021 
 
 

Der Kirchenvorstand: 
(Siegel) 

Scheidemann                                            Pn. Bunselmeyer 
Vorsitzende/r                                                  weiteres Mitglied 
 
 
Die vorstehende Friedhofsgebührenordnung wird hiermit ge-
mäß § 66 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5, Absätze 2 und 5 der Kir-
chengemeindeordnung kirchenaufsichtlich genehmigt. 
 
 
Osnabrück, den 29.03.2021 
 
 
(Siegel) 

Kirchenamt Osnabrück Stadt-und Land 
Kusserow, Oberkirchenrat 
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8 
Änderung  

der Friedhofsordnung 
 
 
Der Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchengemeinde Hoyel be-
schließt die Friedhofsordnung vom 12.04.2016 wie folgt zu er-
gänzen: 

 
§ 13a 

Urnenwahlgrabstätten 
 
(1) Urnenwahlgrabstätten werden mit einer oder mehreren  

Grabstellen zur Bestattung einer Asche für die Dauer von 
30 Jahren vergeben. 

 
(2) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes  

ergibt, gelten für Urnenwahlgrabstätten auch die Vorschrif-
ten für Wahlgrabstätten. 

 
 
Vorstehender Beschluss ist ordnungsgemäß gefasst worden. 
Die Richtigkeit wird beglaubigt: 
 
Hoyel, den 18.03.2021 
 
          

(Siegel) 
Bockrath                                                                             Puls
KV-Vorsitzender                                             weiteres Mitglied 
 
 
Die Änderung der Friedhofsordnung, sowie der Kirchenvor-
standsbeschluss vom  18.03.2021 werden hiermit gemäß 66 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 und Abs. 5 der Kirchengemeindeordnung 
(KGO) kirchenaufsichtlich genehmigt. 
                                                                                                   
 
Osnabrück, den 29.03.2021                                                     
                                                                                                  
                  
(Siegel)                                                                                      
                   Kirchenamt Osnabrück-Stadt und –Land 

Kusserow, Oberkirchenrat 
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Änderung  
der Friedhofsgebührenordnung 

 
 
Der Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchengemeinde Hoyel be-

schließt die Friedhofsgebührenordnung vom 03.09.2020 wie 
folgt zu ändern: 

 
§ 6 

Gebührentarif 
 
I.    Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an  

Grabstätten: 
 
2a. Urnenwahlgrabstätte 
     Für 30 Jahre – je Grabstelle-                                240,00 € 
 
 
5.   Zusätzliche Bestattung einer Urne in einer bereits beleg- 

ten Wahl- oder Urnenwahlgrabstätte gemäß § 11 Absatz 5 
der Friedhofsordnung: 

 
     a)   eine Gebühr gemäß Nummer 6 zur Anpassung an die  

neue Ruhezeit und 
     b)  eine Gebühr gemäß Abschnitt II. 
 
6.   Für jedes Jahr des Wiedererwerbs oder der Verlängerung  

von Nutzungsrechten (gem.   § 13 Absatz 2 FO) ist für je-
des Jahr, um das das Nutzungsrecht verlängert wird, 1/30 
der Gebühren nach der Nummer 2 und 2a zu entrichten. 

 
 
Vorstehender Beschluss ist ordnungsgemäß gefasst worden. 
Die Richtigkeit wird beglaubigt: 
 
 
Hoyel, den 18.03.2021 
 
 

(Siegel) 
Bockrath                                                                             Puls
KV-Vorsitzender                                             weiteres Mitglied 
 
 
Die Änderung der Friedhofsgebührenordnung, sowie der Kir-
chenvorstandsbeschluss vom 18.03.2021 werden hiermit ge-
mäß 66 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 und Abs. 5 der Kirchengemeinde-
ordnung (KGO) kirchenaufsichtlich genehmigt. 
                       
            
Osnabrück, den 29.03.2021                                                     
                                                                                                  
                      

(Siegel) 
Kirchenamt Osnabrück-Stadt und –Land 

Kusserow, Oberkirchenrat 
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